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1. Vorwort

Das Vertrauen in den Staat, seine Einrichtungen, aber auch in die politisch 
Verantwortlichen ist grundlegend für eine demokratische, offene und sichere 
Gesellschaft. Je mehr dieses Vertrauen in die bestehenden Verhältnisse bröckelt, 
desto massiver ist der Zulauf bei politisch radikalen bis extremistischen 
Gruppierungen abseits der Mitte. Insbesondere bei jungen Menschen scheinen 
gegenwärtig die Bemühungen von rechten (und linken) Extremisten Früchte zu 
tragen. Das gilt gleichermaßen für den religiös begründeten Extremismus.

Die Ursachen für einen Vertrauensverlust des Ein
zelnen in bestehende Verhältnisse dürften vielfäl
tig sein. So bestimmen mindestens seit Corona 
sogenannte Polykrisen die Lebenswirklichkeit. Es 
scheint nichts mehr vorhersehbar zu sein, alte 
Kontinuitäten werden gebrochen. Zwangsläufig 
entstehen Zukunftsängste, verschärft durch Desin
formationen, Deep Fakes und Ähnlichem, über
wiegend verbreitet in den Sozialen Medien.

-
-

-
-

Das Jahr 2025 bot wieder vielerlei Herausforde
rungen. Nicht nur für den Landespräventionsrat 
(LPR) mit seinem angegliederten 
Landesdemokratiezentrum (LDZ), sondern vor 
allem für die Akteurinnen und Akteure im Bereich 
der Zivilgesellschaft.

-

Die geplanten Entwicklungen im Bundespro
gramm „Demokratie leben!“ waren lange Zeit 
unklar. Mittlerweile, im laufenden Jahr 2026 (bei 
Erstellung des vorliegenden Tätigkeitsberichts), ist 
weitgehend bekannt, worin die zukünftigen 
Schwerpunkte des Programms liegen. Und klar ist 
auch, dass es keine finanziellen Kürzungen geben 
soll. Allerdings bedeuten andere bzw. neue 
Schwerpunkte eben auch, dass finanzielle Mittel 
verschoben werden. Bestehende Strukturen wer
den verändert. Abschließende Bedingungen wer
den wir wohl erst ab der Veröffentlichung der 
neuen Förderrichtlinie des Bundesprogramms 
kennen.

-

-
-
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Im Bereich der Kriminalprävention ist trotz sinken
der Zahlen in der Polizeilichen Kriminalstatistik 
(PKS) das Thema „Gewalt“ weiterhin bestimmend. 
Gewalt ist in allen Facetten nicht nur ein Thema in 
der analogen Wirklichkeit, sondern vermehrt im 
digitalen Raum. Häufig wird in Gesprächen mit 
Fachpersonal geäußert, dass die grundsätzlichen 
Ursachen der Gewaltausübung, ob mit analogen 
oder digitalen Auswirkungen, ähnlich seien: näm
lich gestörte Wertevorstellungen bei Täterinnen 
und Tätern. Im Übrigen beträfe dies in gleichem 
Maße auch das (Tat-)Handeln von politisch extre
mistischen Menschen.

-

-

-

Die präventiven Handlungsmöglichkeiten im Be
reich der Wertebildung sind gegenwärtig nur auf 
die Finanzierung von Einzelprojekten begrenzt. 
Hier bedarf es nach unserer Überzeugung einer 
Entwicklung, um nachhaltige Strukturen aufzubau
en und zu sichern. Es ist zukünftig wichtiger denn 
je, mit unseren Aktivitäten die Menschen in der 
Breite der Gesellschaft zu erreichen.

-

-

Deshalb haben wir auch in 2025 daran gearbeitet, 
unser Netzwerk auszubauen und verschiedene Be
völkerungsgruppen miteinander in Kontakt zu 
bringen. Nur so können wir den sogenannten 
Echokammern entgegenwirken und die Mei
nungsvielfalt in Schleswig-Holstein abbilden. Ne
ben Akteurinnen und Akteuren, die bereits seit 
seit Jahren mit uns zusammenarbeiten, ist es 
gleichsam wichtig, neue Akteurinnen und Akteure 
in den Bereichen der Kriminal- und Extremis
musprävention sowie der Demokratieförderung zu 
erreichen und einzubinden. Der Weg dahin könn
te unter Umständen auch über die Forcierung der 
Bemühungen auf kommunaler Ebene führen – so 

-

-
-

-

-

wie es jetzt auch im Bundesprogramm „Demokra
tie leben!“ bezüglich der Partnerschaften für De
mokratie geplant ist. Deren Arbeit vor Ort erreicht 
Menschen in ihrem Lebensumfeld. Tatsächliche 
Bedürfnisse werden spezifisch bearbeitet.

-
-

Dies gilt ebenfalls für die Aktivitäten zur örtlichen 
Kriminalprävention in den Kommunalen Präventi
onsräten. Beispielhaft ist es, wenn die Partner
schaften für Demokratie eng mit den Kommunalen 
Präventionsräten zusammenarbeiten; möglichst in 
einer gemeinsamen Struktur und gesteuert von 
der Spitze der politischen Leitungsebene.

-
-

Kriminal-, extremismuspräventive und demokratie
fördernde Maßnahmen sind unbestritten unab
dingbar. Der LPR mit seinem angegliederten LDZ 
steht jedenfalls bereit. Sei es bei der Unterstüt
zung der Akteurinnen und Akteure im Lande oder 
wenn es um Koordinierung, Informations- und 
Wissenstransfer geht. Wir bringen die Aktiven zu
sammen. Dabei bedienen wir unterschiedlichste 
Phänomenbereiche, und das mit landesweiter Wir
kung. Durch mittlerweile etablierte Veranstaltun
gen wie bspw. dem Schleswig-Holsteinischen Prä
ventionstag, der Landesdemokratiekonferenz, der 
Eröffnungsveranstaltung zu den Internationalen 
Wochen gegen Rassismus oder auch mit der re
gelmäßigen Sitzung des Beratungsnetzwerkes ge
gen Rechtsextremismus setzen wir Impulse.

-
-

-

-

-
-

-

-
-

Wir werden weiterhin mit Rat und Tat zur Seite ste
hen und, wo möglich, finanziellen Beistand in 
Form von Projektförderungen bieten. Die starke 
Unterstützung unserer Landespolitik sorgt dafür, 
dass Schleswig-Holstein darin beispielgebend ist.

-
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2. Aufgaben, Struktur und 
Ressourcen des 
Landespräventionsrates

2.1. Aufgaben und Struktur des 
Landespräventionsrates

Der Landespräventionsrat (LPR) Schleswig-Holstein ist im 
Referat IV 43 der Polizeiabteilung des Ministeriums für 
Inneres, Kommunales, Wohnen und Sport angesiedelt.
Der LPR ist für die Kriminalprävention sowie mit dem ange
gliederten Landesdemokratiezentrum (LDZ) für die Extre
mismusprävention und Demokratieförderung zuständig.

-
-

Kriminalprävention

Im Bereich der Kriminalprävention analysiert der LPR die 
Kriminalitätsentwicklung und ihre Bedingungen, berät die 
Landesregierung in kriminalpolitischen Fragen und vermit
telt hierzu wissenschaftliche Erkenntnisse sowie praktische 
Erfahrungen. Er unterbreitet Vorschläge zum Umgang mit 
spezifischen Kriminalitätsphänomenen und spricht Emp
fehlungen für präventive Konzepte aus.

-

-

Zur Erreichung seiner Ziele erfüllt der LPR folgende 
Kernaufgaben:

> Kriminalitätsverhütung durch Präventivmaßnahmen: 
Der LPR leistet einen Beitrag zur Kriminalitätsverhütung 
durch Entwicklung, Unterstützung und Durchführung 
von Präventionsmaßnahmen. 

Dies umfasst insbesondere: 

¬ Die Erarbeitung und Verbreitung von evidenzba
sierten Präventionskonzepten zum Schutz vor Krimi
nalität, unter Berücksichtigung der Opfer- und Täter
perspektive sowie kriminalgeografischer Aspekte

-
-
-

¬ Die Aufklärung der Bevölkerung über Ursachen und 
Zusammenhänge von Kriminalitätsphänomenen

¬ Die Stärkung der gesellschaftlichen Eigenverantwor
tung und des bürgerlichen Engagements

-

¬ Die Durchführung einer offensiven Öffentlichkeitsar
beit inklusive Erstellung und Verbreitung von Publi
kationen

-
-

¬ Die Förderung von Präventionsprojekten nach der 
jeweils geltenden Richtlinie des LPR.

> Netzwerkbildung: Der LPR schafft, verstetigt und baut 
eine Netzwerkstruktur staatlicher und nichtstaatlicher 
Akteure innerhalb Schleswig-Holsteins aus und wirkt auf 
Bundesebene mit.

> Forschung und Fortbildung: Er fördert die Erforschung 
von Kriminalitätsursachen und unterstützt die kriminolo
gische Fortbildung staatlicher und nichtstaatlicher 
Akteure unter Einbindung benachbarter Ressorts sowie 
nachgeordneter Behörden und Institutionen.

-
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> Unterstützung Kommunaler Präventionsräte: Der LPR 
unterstützt, berät und begleitet Kommunale Präventi
onsräte (KPR) in den Kommunen, die ihrerseits orts- und 
themenbezogene Konzepte entwickeln.

-

> Unterstützung von Kommunalpolitikerinnen und Kom
munalpolitikern bei Hass und Hetze: Der LPR unter
stützt, berät und begleitet ehrenamtlich und hauptamt
lich kommunalpolitisch Aktive, über eine vertrauliche, 
bedarfsorientierte Verweisberatung sowie einen digi
talen Werkzeugkoffer, der im Jahr 2025 fertig gestellt 
wurde.

-
-

-

-

Extremismusprävention und Demokratieförderung durch 
das Landesdemokratiezentrum

Das LDZ bündelt, verantwortet und koordiniert die Res
sourcen der Bundes- und Landesprogramme in den Berei
chen der Extremismusprävention sowie der Demokratie
förderung.

-
-

-

Zu den Aufgaben des LDZ gehören:

> Bündelung von Ressourcen für Präventions- und Inter
ventionsarbeit gegen Rechtsextremismus, religiös 
begründeten Extremismus, Rassismus und Antisemi
tismus sowie zur Förderung demokratischen Denkens

-

-

> Koordination und Vernetzung landesweiter Beratungs-, 
Informations- und Kooperationsstrukturen sowie 
behördlicher und zivilgesellschaftlicher Akteure. Wich
tige Vernetzungsinstrumente sind das Beratungsnetz
werk gegen Rechtsextremismus (Beranet) oder auch die 
Programmbeiratssitzung im Bereich des religiös 
begründeten Extremismus

-
-

> Organisation einer jährlichen Landesdemokratie
konferenz

-

> Finanzielle Förderung landesweiter Beratungsstellen 
sowie Verantwortung für Ausgestaltung und Sicherung 
der Angebote, einschließlich Monitoring, Finanzpla
nung, Qualitätssicherung und Öffentlichkeitsarbeit

-

> Ansprechpartner für die Bundesprogramme „Demo
kratie leben!“ und „Zusammenhalt durch Teilhabe“

-

> Verantwortung für die Vernetzung kommunaler „Part
nerschaften für Demokratie“ (PfD) auf lokaler Ebene 
und Unterstützung beim Aufbau weiterer lokaler PfD. 
Deren Vernetzung mit Kommunalen Präventionsräten 
wird vorangetrieben

-

> Aktives Engagement in einem wachsenden Netzwerk 
für Demokratie und gegen extremistische Erschei
nungen

-

> Die Präventionsarbeit wird durch Facharbeitskreise 
(FAK) ergänzt, die dynamisch gebildet, erweitert und 
aufgelöst werden können

> Beratung von aktiven Menschen vor Ort in fachlichen 
Fragen und Sicherstellung einer landesweiten Vernet
zung und Bekanntmachung von Angeboten und 
Projekten.

-

Struktur des LPR

Der LPR setzt sich aus folgenden Elementen zusammen:

> Kommission: Sie besteht aus den Ministerinnen oder 
Ministern für Inneres, Justiz, Bildung und Soziales des 
Landes Schleswig-Holstein. Die Kommission tagt min
destens einmal jährlich, beschließt die Schwerpunktpla
nung sowie mögliche Arbeitsgruppenthemen und 
nimmt den Tätigkeitsbericht der Geschäftsführung ent
gegen.

-
-

-

> Geschäftsführung: Sie vertritt den LPR nach außen und 
leitet die laufenden Geschäfte. Die Geschäftsführung 
verantwortet die Erreichung der Ziele sowie die fach
lich-inhaltliche Ausgestaltung der Aufgaben und wird 
durch die Leitung des Referats IV 43 im Ministerium für 
Inneres wahrgenommen.

-

> Geschäftsstelle: Die Geschäftsstelle unterstützt die 
Geschäftsführung bei deren Aufgabenwahrnehmung. 
Sie koordiniert unter anderem die Sitzungen der 
Arbeitsgruppen und lädt diese themenspezifisch regel
mäßig ein. Der Geschäftsstelle obliegt die Kommunika
tion und Information auf Arbeitsebene mit den betei
ligten Akteurinnen und Akteuren sowie die Dokumenta
tion der Sitzungsverläufe. Zudem verfolgt sie das Ziel 
einer themenbezogenen Vernetzung von staatlichen 
und nichtstaatlichen Akteurinnen und Akteuren.

-
-

-
-

> Arbeitsgruppen: Die Mitglieder der Arbeitsgruppen 
setzen sich aus staatlichen und nichtstaatlichen Instituti
onen zusammen. Sie erarbeiten unter Einbeziehung 
wissenschaftlicher Expertisen eigenständig innerhalb 
ihres Aufgabenbereiches Analysen, Stellungnahmen 
und Handlungsempfehlungen. Die Koordinierung über
nimmt die Geschäftsstelle des LPR.

-

-

Aktive Arbeitsgruppen im Berichtszeitraum waren die 
AG 26 (Gewaltprävention an Schulen) und die AG 33 
(Gewalt, Behinderung und Sexualität). Das Projekt 
„Sicherheitsberater für Senioren“ wird ohne Arbeits
gruppe unter Federführung des Landespolizeiamtes 
weitergeführt.

-
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Das Referat IV 43 stellte sich im Berichtsjahr 2025 perso
nell wie folgt dar:

-

> Geschäftsführung und Referatsleitung (IV 43): 
Stefan Kiehl

> Leitung LDZ und stellv. Referatsleitung (IV 431): Bis Mai 
2025 Maria Pape, ab August 2025 Yuliya Detlefsen

> Geschäftsstelle: Oliver Michels (IV 432), Volker Duhnke 
(IV 4313)

> Haushaltsvollzug (IV 433): Birgit Walter
> Landeskoordinierungsstelle gegen religiös begrün

deten Extremismus (IV 434): Maximilian Herchen
-

> Prävention von rechtsextremistischen Erscheinungen 
und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit (IV 
435): Ab Juni 2025 Marianne Witt

> Kontakt- und Fachstelle für Partnerschaften für Demo
kratie (IV 436): Jessica Klafke

-

> Kontakt- und Fachstelle für religiöse Vereine, Verbände 
und Initiativen (IV 437): Ahmet Karaaslan

> Koordinierungs- und Fachstelle für kommunale Präven
tionsgremien (IV 438): Irene Schulz

-

> Anlaufstelle zum Schutz haupt- und ehrenamtlicher 
Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker sowie 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in öffentlichen Verwal
tungen (IV 439): Höbke Ruge

-

> Landeskoordinierungsstelle Antirassismus (IV 4310): Ab 
März 2025 Alexandra Bartsch

> Kontakt- und Fachstelle für Antisemitismusprävention 
und Phänomene gruppenbezogener Menschenfeind
lichkeit (IV 4311): Christoph Glanz

-

> Kontakt- und Fachstelle für Antiziganismusprävention 
und gegen Hass und Hetze (IV 4312): Ab April 2025 
Anna Haarbach

Somit waren im Berichtszeitraum Beamte der Kriminal- 
und Schutzpolizei, Wissenschaftlerinnen und Wissen
schaftler verschiedener Fachbereiche sowie eine Tarifan
gestellte im Referat IV 43 tätig.

-
-

2.3. Finanzielle Ressourcen
Dem LPR waren im Landeshaushalt 2025 die Maßnah
mengruppen (MG) 62, 65, 66 und 67 zugeordnet. 
Die MG 62 beinhaltete die beantragten Bundesmittel des 
Bundesministeriums für Bildung, Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMBFSFJ) im Rahmen des Bundes
programms „Demokratie leben!“ in Höhe von 
1.920.289,00 Euro. Sie wurden zweckgebunden zur Koor
dinierung und finanziellen Förderung von diversen Bera
tungs- und Informationsstellen sowie für Aufgaben und 
Maßnahmen des LDZ zur Extremismusprävention und 
Demokratieförderung eingesetzt.

-

-

-
-
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2.3.1. MG 66 „Landespräventionsrat 
Schleswig-Holstein“

Dem LPR ist die MG 66 unmittelbar zugeordnet; eine 
Auflistung der hieraus geförderten Projekte ist der Anlage 
7.III. zu entnehmen.
MG 66 in 2025: 329.000,00 EUR

2.3.2. MG 65 „Landesprogramm zur 
Demokratieförderung und 
Rechtsextremismusbekämpfung“

Seit dem Jahr 2013 besteht in Schleswig-Holstein ein „Lan
desprogramm zur Demokratieförderung und Rechtsextre
mismusbekämpfung“. Mit der Etablierung dieses Landes
programms konnte das Engagement der schleswig-hols
teinischen Landesregierung im Themenfeld der Prävention 
und Intervention von Rechtsextremismus weiter verstärkt 
werden.

-
-

-
-

Zusätzlich zur Mobilen Beratungsstelle gegen Rechtsextre
mismus in Kiel, die nach wie vor über das Bundespro
gramm finanziert wird, konnten über das Landespro
gramm im November 2013 drei weitere Beratungsbüros 
gegen Rechtsextremismus in Flensburg, Lübeck und Itze
hoe eingerichtet werden. 

-
-

-

-

Darüber hinaus wurde eine Fachstelle für Demokratiepäd
agogik eingerichtet, die Fortbildungen von Multiplikatorin
nen und Multiplikatoren wie Lehrkräfte oder Erzieherinnen 
und Erzieher entwickelt und gewährleistet, dass das 
Wissen und die Methoden der demokratiepädagogischen 
Arbeit landesweit verfügbar sind. Diese Stelle wurde zum 
Jahr 2025 neu besetzt, ausgebaut und umbenannt in Bil
dungs- und Informationsstelle für Demokratiekompetenz 
für Schleswig-Holstein.

-
-

-

Das Landesprogramm ist ein wesentlicher und auch 
zukünftig notwendiger Beitrag, um die Zivilgesellschaft zu 
stärken, rechtsextremen Einstellungen präventiv entge
genzuwirken, die demokratischen Kompetenzen und 
einen respektvollen und toleranten Umgang miteinander 
zu unterstützen sowie die soziale Integration und ein 
Leben in Vielfalt im Land kontinuierlich zu fördern. Neben 
den oben genannten Kooperationen mit freien Trägern 
werden landesweit auch weitere Beratungsstellen, Einzel
projekte und Einzelmaßnahmen von Kommunen, verschie
denen Organisationen und von Ehrenamtlichen gefördert.

-

-
-

MG 65 in 2025: 1.896.000,00 EUR

2.3.3. MG 67 „Landesprogramm gegen 
religiös begründeten Extremismus“

Im Jahr 2015 wurde das „Landesprogramm gegen religiös 
begründeten Extremismus“ verabschiedet. Die schleswig-
holsteinische Landesregierung reagierte damit auf einen 
Anstieg an Beratungsanfragen und die sich verschärfende 
Sicherheitslage in diesem Phänomenbereich. Im Rahmen 

des Landesprogramms werden die Präventions- und Bera
tungsstelle gegen religiös begründeten Extremismus 
PROvention und Einzelprojekte gefördert. PROvention teilt 
sich dabei auf in die Ausstiegs- und Distanzierungsbera
tung, die Mobile Beratung und die Opfer- und Betroffe
nenberatung. Die Bereiche Prävention, Intervention und 
Angehörigenberatung bilden dabei den Schwerpunkt des 
Landesprogramms. Darüber hinaus werden öffentliche 
Veranstaltungen zur Information und Sensibilisierung, Fort
bildungen u. a. für Lehrkräfte, pädagogische Fachkräfte, 
Mitarbeitende im Justizbereich und Polizeikräfte sowie 
Workshops nach dem Peer-Education-Ansatz angeboten.

-

-
-

-

MG 67 in 2025: 1.165.700,00 EUR

2.3.4. Bundesprogramm „Demokratie leben!“

„Demokratie leben!“ ist ein Förderprogramm des Bundes
ministeriums für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (BMBFSFJ). Seit 2015 fördert das Bundesfamilien
ministerium mit dem Bundesprogramm "Demokratie 
leben!" zivilgesellschaftliches Engagement für ein vielfälti
ges und demokratisches Miteinander und die Arbeit 
gegen Radikalisierungen und Polarisierungen in der 
Gesellschaft. Die zweite Förderperiode des Bundespro
gramms (2020-2024) endete zum 31. Dezember 2024. In 
der 3. Förderperiode (2025-2029) werden Projekte in fünf 
Programmbereichen gefördert. 

-

-

-

-

Die Programmbereiche sind: Entwicklung einer bundes
zentralen Infrastruktur (Nr. 1), Landes-Demokratiezentren 
(Nr. 2), Partnerschaften für Demokratie (Nr. 3), Innovations
projekte (Nr. 4), Extremismusprävention in Strafvollzug und 
Bewährungshilfe (Nr. 5).

-

-

Im Programmbereich "Entwicklung einer bundeszentralen 
Infrastruktur" wird die weitere Professionalisierung und 
engere Kooperation von zivilgesellschaftlichen Organisati
onen in bestimmten Themenfeldern angestrebt. Zur Wahr
nehmung bundeszentraler Aufgaben werden dazu Pro
jekte von Kooperationsverbünden beziehungsweise Fach
organisationen gefördert. 

-
-

-
-

Der Programmbereich „Landes-Demokratiezentren“ sieht 
die Förderung eines Landesdemokratiezentrums in jedem 
Bundesland vor. Die Landesdemokratiezentren entwickeln 
jeweils auf Landesebene Strategien zur Förderung von 
Demokratie und gegen Extremismus sowie gegen jede 
Form von Demokratiefeindlichkeit. Sie vernetzen lokale 
Akteurinnen und Akteure und tragen somit zum Praxis- 
und Erfahrungstransfer im jeweiligen Bundesland bei. 
Durch die Landesdemokratiezentren werden die überregi
onalen Beratungsmaßnahmen zur Mobilen Beratung, 
Opfer- und Betroffenenberatung sowie Ausstiegs- und 
Distanzierungsberatung in dem jeweiligen Land gefördert. 
Darüber hinaus unterstützen sie die Begleitung und Ein
bindung der Partnerschaften für Demokratie und weiterer 
im Rahmen des Bundesprogramms geförderter Projekte 
im jeweiligen Land. Weiterhin können sie bis zu zwei Pro
jekte im Rahmen der Programmziele modellhaft umsetzen. 

-

-

-
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Somit trägt die Arbeit der Landesdemokratiezentren maß
geblich zur Umsetzung der Ziele des Bundesprogramms 
bei. Die Landesdemokratiezentren wurden in enger 
Zusammenarbeit mit den jeweiligen Landesregierungen 
eingerichtet.

-

In einem weiteren Programmbereich werden zudem in 
ganz Deutschland Städte, Gemeinden und Landkreise 
dabei unterstützt, im Rahmen von lokalen Partnerschaften 
für Demokratie (PfD) Handlungskonzepte zur Förderung 
von Demokratie und Vielfalt zu entwickeln und umzuset
zen. In einer Partnerschaft für Demokratie engagieren sich 
zivilgesellschaftliche Akteurinnen und Akteure gemeinsam 
mit Angehörigen aus der Verwaltung unter Einbezug der 
Einwohnerinnen und Einwohner vor Ort für Demokratie 
und Vielfalt. Die Vernetzung der Partnerschaften für Demo
kratie im jeweiligen Bundesland fällt wiederum in die 
Zuständigkeit der Landesdemokratiezentren, in Schleswig-
Holstein existiert hierfür eine eigene Kontakt- und Fach
stelle beim LDZ.

-

-

-

Der vierte Programmbereich des Bundesprogramms ist für 
Innovationsprojekte vorgesehen. Das Innovationsprojekt 
aus Schleswig-Holstein „Vielklang – Gemeinsam gegen 
antimuslimischen Rassismus“ in Trägerschaft der Türki
schen Gemeinde in Schleswig-Holstein e. V. wurde im 
Berichtszeitraum zudem durch das LDZ aus Mitteln des 
Landesprogramms gegen religiös begründeten Extremis
mus kofinanziert.

-

-

Im Berichtszeitraum standen dem LDZ Mittel in Höhe von 
1.920.289 Euro aus dem Bundesprogramm „Demokratie 
leben!“ zur Verfügung. Diese wurden zweckgebunden zur 
Koordinierung und finanziellen Förderung diverser Bera
tungs- und Informationsstellen sowie für Aufgaben und 
Maßnahmen des LDZ zur Extremismusprävention und 
Demokratieförderung eingesetzt.

-

MG 62 in 2025: 1.920.289 EUR

2.3.5. Bundesprogramm 
„Zusammenhalt durch Teilhabe“

Das Bundesprogramm „Zusammenhalt durch Teilhabe“ 
(Z:T) ist ein Förderprogramm des Bundesministeriums des 
Innern. Das Programm fördert Projekte für demokratisches 
Handeln und gegen Extremismus in ländlichen und struk
turschwachen Regionen. Insbesondere dort soll durch 
politische Bildung demokratische Kultur und Praxis sicht
bar gemacht und vielfältiges gesellschaftliches Miteinan
der vor Ort gestärkt werden. Dies beinhaltet auch, Diskri
minierungen und Extremismus entgegenzuwirken.

-

-
-
-

2025 wurde eine neue Förderrichtlinie aufgelegt, die bis 
2029 Gültigkeit besitzt. In seiner mittlerweile fünften För
derperiode gliedert sich das Bundesprogramm in zwei 
Fördersäulen, eine dritte soll mittels Ausschreibung einge
richtet werden. Die bestehenden Säulen sehen zum einen 
die Förderung von Vereins- oder Verbandsstrukturen auf 
Landesebene vor, die in ihre regionalen oder lokalen 
Untergliederungen mit Angeboten für ein demokratisches 

-

-

diskriminierungsfreies und vielfältiges Miteinander hinein
wirken sollen. 

-

Andererseits sollen Modellprojekte gefördert werden, die 
im Kontext Demokratieförderung und politische Bildung 
übertragbare Ansätze und Materialien entwickeln und 
hierbei z. B. Fragen und Problemen, die sich bei Maßnah
men aus der Fördersäule 1 ergeben, aufgreifen.

-

Für die neue Förderperiode wurde ein Förderaufruf ausge
schrieben, in dessen Rahmen fünf Projekte aus Schleswig-
Holstein für die Fördersäule 1 ausgewählt wurden:

-

> „Beratung bieten, Zukunft gestalten!“

¬ Landessportverband Schleswig-Holstein e. V.

> „Feuerwehr: Vielfalt leben – Hilfe geben“

¬ Landesfeuerwehrverband Schleswig-Holstein

> „ZusammenWachsen Wissen erweitern; Aktiv werden, 
Chancen nutzen, Haltung stärken“

¬ Der PARITÄTISCHE Schleswig-Holstein

> „Vielfalt Macht Stark: Gemeinsam für Demokratie“

¬ Bündnis Eine Welt Schleswig-Holstein e. V.

> „Arbeiter-Samariter-Bund – Wir zeigen Haltung“

¬ Arbeits-Samariter-Bund Landesverband Schleswig-
Holstein e. V.

Infolge des Regierungswechsels auf Bundesebene und 
des daraufhin verspätet finalisierten Haushaltes 2025 
konnten die Projekte seitens des Bundesprogramms 
zunächst lediglich mit 45 % der beantragten Summen für 
das Jahr 2025 beschieden werden. Dabei wurde in Aus
sicht gestellt, dass nach dem Beschluss des Haushalts 
2025 Anschlussbewilligungen beantragt werden können.
Das LDZ fungiert als Ansprechpartner für Projekte in 
Schleswig-Holstein, die durch das Bundesprogramm 
gefördert werden. Es übernimmt dabei koordinierende 
Tätigkeiten und vernetzt die Akteure im Rahmen von Aus
tauschtreffen.

-

-

Das Projekt des Landessportverbands Schleswig-Holstein 
e. V wurde in 2025 durch den LPR aus der MG 66 wie folgt 
kofinanziert:

> „Beratung bieten, Zukunft gestalten!“ 
beim Landessportverband Schleswig-Holstein e. V.: 
15.000 EUR (Gesamtvolumen 2025: 126.500,00 EUR)
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3. Kriminalprävention

3.1. Arbeitsgruppen (AG)

AG 26: Gewaltprävention an Schulen

Die als ständige Einrichtung wirkende Arbeitsgruppe 26 
„Gewaltprävention an Schulen“ besteht bereits seit Ende 
2006.
Gebildet wird sie durch Teilnehmende der Ressorts Inne
res (LPR, polizeiliche Prävention), Soziales und Bildung 
(Ministerium/Schulaufsicht und Institut für Qualitätsent
wicklung an Schulen Schleswig-Holstein) sowie des Schul
psychologischen Dienstes Schleswig-Holstein, der „Aktion 
Kinder- und Jugendschutz e. V.“, des Präventionsbüros 
PETZE, des Kinderschutzbundes, den Elternbeiräten der 
Schulen und der Landesschülervertretung.

-

-
-

Die für das Jahr 2024 geplante zweite Sitzung der AG 26 
mit dem Themenschwerpunkt „Medien, Sucht, Gewalt“ 
musste aufgrund von kurzfristigen Terminkollisionen der 
Referenten auf 2025 verschoben werden und wurde 
schließlich zu Jahresbeginn im Januar abgehalten. Dem 
Teilnehmendenkreis wurde dieser Themenschwerpunkt 
aus unterschiedlichen Perspektiven informativ und 
anschaulich dargestellt.
So führte Manfred Patzer-Böning von der Landesstelle für 
Suchtfragen Schleswig-Holstein e. V. (LSSH) im Rahmen 
eines ersten Vortrages aus Sicht der praktischen täglichen 
Arbeit auf diesem Sektor in das Thema ein. 
Einen weiteren Input gab Bodil Diedrichsen von der Medi
enanstalt Hamburg/Schleswig-Holstein (MA HSH) zum 
Thema Mediennutzung und Gewalt, stellte ihr Wirken dar 
und gab darüber hinaus zahlreiche Hinweise auf z. B. 

-

Löschungsmöglichkeiten von Internetinhalten sowie 
ergänzende rechtliche Verfahrensschritte.
Zum Abschluss erfolgte durch Ole Cloes ein Überblick 
über digitale Medien und psychische Gesundheit von Kin
dern und Jugendlichen aus der Sicht des deutschen Zen
trums für Suchtfragen des Kindes- und Jugendalters 
(DZSKJ UK Hamburg).

-
-

Im Rahmen des allgemeinen Teils dieser Sitzung ergab 
sich dann eine rege Diskussion hinsichtlich der zukünfti
gen Ausrichtung und Aufgabenschwerpunkte der AG 26, 
die zu diesem Zeitpunkt nicht abschließend geklärt 
werden konnte.

-

Entsprechende Anregungen konnten im Verlaufe des 
Jahres durch z. B. in den Landtag eingebrachte Anträge 
der politischen Parteien erlangt werden. So kristallisierte 
sich zunächst der Themenschwerpunkt „Messergewaltprä
vention“ – nicht zuletzt aufgrund aktueller Vorfälle und 
medialer Darstellungen – heraus. Da ausschließlich auf 
Messergewalt fokussierte Präventionsmaßnahmen mögli
cherweise zu kurz greifen könnten, werden nunmehr früh
kindliche Präventionsmaßnahmen präferiert, in denen eine 
Schwerpunktsetzung auf eine frühzeitige und umfassende 
Gewaltprävention im Kindesalter zielführend sein dürften 
und damit auch eine mögliche Ausrichtung der zukünfti
gen AG 26-Arbeit begründen würde.

-

-
-

-

AG 33: Gewalt gegen Menschen mit Behinderung

Die im Jahre 2016 gegründete AG 33 setzt sich aus Vertre
terinnen und Vertretern des MIKWS, des Ministeriums fürs 
Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration und 
Gleichstellung (MSJFSIG), des Ministeriums für Allgemeine 

-

3
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und Berufliche Bildung, Wissenschaft und Kultur (MBWFK), 
des Ministeriums für Justiz und Gesundheit (MJG), der 
Landesbeauftragten für Menschen mit Behinderung, pro 
familia, des Deutschen Kinderschutzbundes, der Lebens
hilfe, des paritätischen Wohlfahrtsverbandes SH sowie 
bedarfsorientiert Vertreterinnen und Vertreter weiterer zivi
ler Träger zusammen. Die Arbeitsgruppe beschäftigte sich 
seitdem im Wesentlichen mit der Erarbeitung von Hand
lungsleitlinien zum Themenkomplex, mit der Umsetzung 
einer Evaluation im Zuge der veröffentlichten Handlungs
leitlinien im Jahre 2020, und ab 2023 mit der Durchfüh
rung einer Wirkungsevaluation zu den entwickelten Hand
lungsleitlinien zur sexuellen Selbstbestimmung und dem 
Schutz vor sexualisierter Gewalt für Menschen mit Behin
derungen in Schleswig-Holstein. Anfang 2024 erfolgte im 
Rahmen einer erneuten Einberufung der AG 33 eine Dar
stellung der Umfrageauswertung mit zum Teil zufriedens
tellenden Erkenntnissen hinsichtlich der Verbreitung der 
Handlungsleitlinien und der inhaltlichen Kenntnis dieser 
Leitlinien.

-

-

-

-
-

-

-

-
-

Für das zweite Halbjahr 2025 war ein Abstimmungstreffen 
zum weiteren Vorgehen unter Teilnahme der Landesbeauf
tragten für Menschen mit Behinderungen, der Beauftrag
ten für die Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonven
tion (UN-BRK) im MIKWS und dem LPR vereinbart, das 
letztendlich aus terminlichen Gründen erst Anfang 2026 
stattfinden konnte. Ohne dem Tätigkeitsbericht 2026 vor
greifen zu wollen, sei an dieser Stelle kurz dargestellt, dass 
Einvernehmen der Beteiligten in der Beurteilung der vor
angegangenen Evaluation hergestellt werden konnte. Eine 
weitere Umfrage würde bei den grundsätzlich aufgeworfe
nen Fragestellungen der Wirkungsevaluation keine umfas
sende Klärung ergeben, so dass weitere Schritte in diese 
Richtung damit ebenfalls nicht angezeigt sind. Mit Einfüh
rung des § 37a SGB IX sind zudem die Leistungserbringer 
der Eingliederungshilfe zur Entwicklung von geeigneten 
Maßnahmen zum Gewaltschutz verpflichtet. Diese Grund
lagen der Gewaltschutzkonzeptarbeit knüpfen somit an 
die seinerzeit in der AG 33 des LPR entwickelten Hand
lungsleitlinien zur Umsetzung des Artikel 16 der UN-Behin
dertenrechtskonvention an und sind in der Checkliste zur 
Implementierung und Bewertung wirksamer Gewalt
schutzkonzepte der Landesbeauftragten für Menschen mit 
Behinderungen veröffentlicht.

-
-
-

-

-

-
-

-

-

-
-

-

AG 36: Netzwerk Prävention sexualisierter Gewalt 
gegenüber Kindern und Jugendlichen sowie deren 
Darstellung und Verbreitung

Vor dem Hintergrund kontinuierlich gestiegener Fallzahlen 
in den einschlägigen Deliktsfeldern und entsprechender 
medialer Berichterstattungen begann der LPR 2022 mit 
dem Aufbau eines Netzwerkes zum Thema Prävention 
sexualisierter Gewalt gegen Kinder und Jugendliche. 
Darüber hinaus wurde im Zuge von Befassungen deutlich, 
dass sich zwar diverse Institutionen und Personen in der 
Vorbeugung engagieren, jedoch vielfach fehlende Kennt
nis über benachbarte Akteurinnen und Akteure oder kaum 

-

Einbindung in organisatorische Strukturen feststellbar 
waren.
Zusätzlich rückte das Themenfeld der sexualisierten 
Gewalt gegen Minderjährige weiter in den politischen 
Fokus, was sich unter anderem in wiederholten Formulie
rungen innerhalb des Koalitionsvertrages der Landesre
gierung für die Legislaturperiode 2022-2027 sowie deren 
Arbeitsprogramm widerspiegelt.

-
-

Im Zuge der 2024/2025 konkretisierten strategischen Aus
richtung, das Themenfeld Kindesmissbrauch/Kinderporno
graphie zum Schwerpunkt polizeilicher Arbeit zu machen, 
wurden diverse Maßnahmen umgesetzt (z. B. personelle 
Verstärkung und Hinterlegung der Ermittlungsstellen oder 
organisatorische Anpassungen der polizeilichen und justi
ziellen Zusammenarbeit) bzw. sind zu in naher Zukunft zu 
erwarten. Vor diesem Hintergrund erfolgte zunächst eine 
Zurückstellung der präventiv wirkenden Angebote.

-
-

-

3.2. Prävention in den Kommunen
Zu den Präventionsmaßnahmen in den Kommunen 
werden unter Kapitel 6.5 – Stärkung kommunale Präven
tion – weiterführende Ausführungen gemacht.

-

3.2.1. Prävention zum Schutz von 
Kommunalpolitikerinnen und -politikern

Kommunalpolitische Amts- und Mandatsträgerinnen und -
träger sowie Mitarbeitende in der öffentlichen Verwaltung 
sind in der Ausübung ihrer Tätigkeit mit Drohungen, Hass
mails und Angriffen konfrontiert. Um dieser Konfrontation 
präventiv zu begegnen, wurde zum 01. Juni 2023 beim 
LDZ die „Kontakt- und Fachstelle gegen Hass und Hetze“ 
eingerichtet. Im Berichtszeitraum 2025 wurde beim LPR 
die „Anlaufstelle zum Schutz ehrenamtlicher und haupt
amtlicher Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker 
sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in öffentlichen Ver
waltungen“ mit einer ganzen Personalstelle eingerichtet. 
Neben einer Verweisberatung ist die Schaffung einer zen
tralen Plattform zum Erfahrungsaustausch sowie die Erar
beitung eines digitalen Werkzeugkoffers erfolgt und in 
weiterer Ausarbeitung. Weiter ist der Austausch und die 
Vernetzung auf Landes- und Bundesebene mit staatlichen 
und zivilgesellschaftlichen Institutionen eine Kernaufgabe 
der Stelle. Weiteres wird in Kapitel 6.3 ausgeführt.

-

-

-

-
-
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4. Extremismusprävention und 
Demokratieförderung durch das 
Landesdemokratiezentrum

4.1. Extremismusprävention
Die Präventionsarbeit des LDZ basiert auf drei Säulen, 
deren Einteilung sich an den verschiedenen Extremismus
bereichen orientiert. Während die ersten beiden Säulen je 
einer extremistischen Ausprägung zugeordnet sind, näm
lich dem Rechtsextremismus und dem religiös begründe
ten Extremismus, bleibt die dritte Säule sonstigen demo
kratie- und rechtsstaatsfeindlichen Phänomenen wie bei
spielsweise Rassismus und Antisemitismus vorbehalten.

-

-
-

-
-

Der dreisäulige Aufbau ermöglicht ein flexibles Vorgehen 
in allen Phänomenbereichen und gewährleistet eine ste
tige Weiterentwicklung der Strukturen je nach gesell
schaftlicher Entwicklung. Das LDZ engagiert sich gemein
sam mit verschiedenen zivilgesellschaftlichen und staatli
chen Akteuren in einem stetig wachsenden Netzwerk aktiv 
für Demokratie und gegen extremistische Erscheinungen. 
Die jeweiligen themenbezogenen Netzwerke des Landes 
gestalten die Schwerpunktsetzung in den Phänomenberei
chen mit.

-
-

-
-

-

Komplettiert wird die Präventionsarbeit des LDZ durch die 
an das LDZ angeschlossenen Facharbeitskreise (FAK). 
Diese sind dynamisch, indem sie zu jeder Zeit nach Bedarf 
gebildet, erweitert und aufgelöst werden können. Die FAK 
bieten die Möglichkeit, inhaltlich auf aktuelle Entwicklun-

gen angemessen reagieren zu können. Gesellschaftlich 
bedeutsame Querschnittsthemen wie Antisemitismus oder 
antimuslimischer Rassismus können in diesem Rahmen 
intensiv und phänomenübergreifend bearbeitet werden. 
Auch die Planung der jährlich vom LDZ koordinierten 
Internationalen Wochen gegen Rassismus (IWgR) wird bei
spielsweise im Rahmen eines wiederkehrenden FAK 
durchgeführt.

-

4.1.1. Rechtsextremismus

Im Themenbereich der Rechtsextremismusprävention 
konnten mehrere Entwicklungen beobachtet werden, die 
sich bereits in den Vorjahren angedeutet haben.
Das Aufkommen an Beratungsanfragen bleibt im Berichts
zeitraum in allen Beratungsstellen im Phänomenbereich 
auf einem hohen Niveau. Dies ist einerseits mit einer beo
bachteten Normalisierung extrem rechter Äußerungen 
und Handlungen und andererseits mit einer steigenden 
Sensibilität innerhalb der Bevölkerung, Institutionen und 
Zivilgesellschaft zu erklären. 

-

-

Alle Beratungsstellen, die in dem Phänomenbereich aktiv 
sind, berichten in dem Zusammenhang von immer jünger 
werdenden Klientinnen und Klienten. Bei der Mobilen und 

4
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der Ausstiegsberatung ist eine steigender Anfragenanzahl 
aus dem Kontext Schule zu beobachten. Auch die Betrof
fenenberatung, die 156 Gewalttaten im Berichtszeitraum 
erfasste, teilte mit, dass unter den Betroffenen mehr als 20 
Prozent Kinder oder Jugendliche waren. 

-

Rechtsextremismus bleibt somit auch im Berichtsjahr die 
wohl größte Herausforderung im Bereich der Extremis
musprävention. Diese sowie weitere Informationen aus 
den Beratungsstellen und die Erkenntnisse aus der Zusam
menarbeit in den verschiedenen Netzwerken des LDZ in 
Verbindung mit Forschungsergebnissen rücken für 2026

-

-

(1) eine nähere Betrachtung der Zielgruppe der Kinder
und Jugendlichen in den Fokus, ohne dabei das Feld
der Erwachsenen zu vernachlässigen; erfordern

(2) einen näheren Blick auf die Ausgestaltung der Online-
Prävention, um digitalen Radikalisierungsprozessen 
vorzubeugen sowie

(3) eine Ausweitung der Netzwerkarbeit auf die breite
Bevölkerung und im Konkreten die Arbeitswelt.

Im Jahr 2025 gliederte sich die Rechtsextremismuspräven
tion durch das LDZ weiterhin in vier Bereiche:

-

> Die Kontakt- und Fachstelle zur Prävention von rechtsex
tremistischen Erscheinungen und gruppenbezogener
Menschenfeindlichkeit

-

> Landesweit tätige Beratungsstellen, die durch das LDZ
gefördert und durch zivilgesellschaftliche Träger umge
setzt werden

-

> Einzelne Präventionsprojekte im Phänomenbereich
Rechtsextremismus

> Regionale und überregionale Netzwerke.

Die Kontakt- und Fachstelle zur Prävention von rechtsextre
mistischen Erscheinungen und gruppenbezogener Men
schenfeindlichkeit verantwortet im Wesentlichen die fachli
che Begleitung und Koordinierung sowie die Förderung 
der landesweit tätigen zivilgesellschaftlichen Beratungs
stellen im Phänomenbereich.

-
-

-

-

Beratungsstellen werden durch das LDZ auf drei Ebenen 
gefördert. Diese Ebenen entsprechen den Beratungsbe
reichen, mit deren konzeptioneller Gestaltung und fachli
cher Begleitung das Bundesprogramm „Demokratie 
leben!“ die Landesdemokratiezentren beauftragt hat:

-
-

> Mobile Beratung gegen Rechtsextremismus
> Opfer- und Betroffenenberatung
> Ausstiegs- und Distanzierungsberatung.

Mobile Beratung: Regionale Beratungsteams gegen 
Rechtsextremismus in Schleswig-Holstein (RBT)

Die mobile Beratung gegen Rechtsextremismus wurde im 
Berichtsjahr weiterhin durch die Regionalen Beratungs
teams gegen Rechtsextremismus Schleswig-Holstein (RBT) 
umgesetzt. Die RBT befinden sich in Trägerschaft des 
AWO-Landesverbandes SH e. V. sowie der Aktion Kinder- 

-

und Jugendschutz SH e. V. (AKJS). Sie beraten landesweit 
Menschen und Institutionen, die Informationen zum Phä
nomenbereich oder Unterstützung im Umgang mit Rassis
mus, Antisemitismus sowie anderen Symptomen gruppen
bezogener Menschenfeindlichkeit benötigen. Zusätzlich 
zum Beratungsangebot bieten die RBT Bildungsarbeit in 
Form von Workshops, Fortbildungen oder Vorträgen für 
Jugendliche und Erwachsene an. Die Angebote der RBT 
sind kostenlos und können niedrigschwellig per E-Mail 
oder telefonisch angefragt werden.

-
-
-

Die inhaltlich-strategische Ausrichtung der RBT wird über 
eine gemeinsame Zielvereinbarung mit dem LDZ entlang 
der Bedarfslagen jährlich fixiert. Gemäß der getroffenen 
Vereinbarungen operierten die RBT im Berichtszeitraum; 
in dem es unter anderem darum ging, die Öffentlichkeits
arbeit auszuweiten. Zudem wurden bereits im Dezember 
2025 die Ziele für das Jahr 2026 nach einem gemeinsa
men Reflexionsprozess vereinbart.

-

-

Die RBT arbeiten in Schleswig-Holstein an vier Standorten, 
deren Zuständigkeiten sich an den Landgerichtsbezirken 
orientieren:

-

-

RBT Flensburg Stadt Flensburg, Kreise Schleswig-Flensburg 
und Nordfriesland

RBT Kiel Stadt Kiel, Stadt Neumünster, Kreise Rends
burg-Eckernförde, Segeberg und Plön

-

RBT Itzehoe Kreise Steinburg, Dithmarschen und Pinne
berg

-

RBT Lübeck Stadt Lübeck, Kreise Ostholstein, Stormarn 
und Herzogtum Lauenburg

Im Berichtszeitraum konnten die RBT einjährig mit Mitteln 
aus dem Landesprogramm zur Demokratieförderung und 
Rechtsextremismusbekämpfung sowie dem Bundespro
gramm „Demokratie leben!“ gefördert werden. Insgesamt 
erhielt die Regionale Beratung gegen Rechtsextremismus 
in Schleswig-Holstein Zuwendungen in Höhe von 
985.884,59 Euro. Der Standort Kiel befindet sich in geteil
ter Trägerschaft. Die AKJS erhielt für diesen Standort eine 
Zuwendung in Höhe von 240.000,00 Euro (davon 
25.000,00 Euro aus Landesmitteln sowie 215.000,00 Euro 
aus Bundesmitteln). Die AWO erhielt für den Standort Kiel 
sowie die anderen Standorte Flensburg, Itzehoe und 
Lübeck insgesamt Fördermittel i. H. v. 745.884,59 Euro 
(davon 575.884,59 Euro aus Landesmitteln und 
170.000,00 Euro aus Bundesmitteln).
Die Aufgaben der RBT umfassen 

> die Beratungs- sowie Bildungsarbeit,
> Öffentlichkeitsarbeit sowie
> Kooperations- und Netzwerktätigkeiten.

In den Kernbereichen der Beratungs- und Bildungsarbeit 
stellten sich die Tätigkeiten der RBT im Berichtszeitraum 
wie folgt dar:
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Beratungsarbeit

Standort Anzahl der Fälle Fallhintergrund

RBT Flensburg 26 Ideologische Hintergründe der Beratungsanfragen waren überwiegend 
Rechtsextremismus, Rassismus und Gruppenbezogene Menschenfeindlich
keit allgemein

-

Stadt Flensburg 8

Kreis Schleswig-Flensburg 7

Kreis Nordfriesland 11

RBT Itzehoe 31 Ideologische Hintergründe der Beratungsanfragen waren überwiegend 
Rechtsextremismus, Rassismus und Gruppenbezogene Menschenfeindlich
keit

-

   Kreis Steinburg 9

Kreis Dithmarschen 14

Kreis Pinneberg 8

RBT Lübeck 36 Ideologische Hintergründe der Beratungsanfragen waren überwiegend 
Rechtsextremismus, Rassismus und Gruppenbezogene Menschenfeindlich
keit allgemein

-

   Stadt Lübeck 10

Kreis Ostholstein 11

Kreis Stormarn 12

Kreis Herzogtum Lauenburg 3

RBT Kiel 149 Rechtsextremismus und Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit waren 
besonders häufig Anlass für Beratungsanfragen.

Stadt Kiel 51

Stadt Neumünster 8

Kreis Rendsburg-Eckernförde 34

Kreis Segeberg 44

Kreis Plön 12

Bei der Mehrheit der Anfragen waren konkrete Vorfälle 
wie diskriminierende oder rechtsextreme Codes, Symbole, 
Sprache und rechtsextreme Handlungen und Aktionen 
Anlass der Kontaktaufnahme. In vier Beratungen war das 
Auftreten von rechtsextremen Jugendcliquen der Anlass 
und spiegelt die zunehmende Radikalisierung von 
Jugendlichen wider. Weiter war in rund einem Viertel der 
Fälle die Stärkung der Menschenrechte und der Demokra
tie innerhalb der Zivilgesellschaft Anlass der Beratung und 
wurde deshalb im Berichtszeitraum in der Erfassung 
ergänzend mit aufgenommen. Der Großteil der Anfragen 
stammte aus dem schulischen Umfeld (Lehrkräfte, Schul
leitungen, Schulsozialarbeit; Schülerinnen und Schüler) 
und anderen sozialen Einrichtungen; aber auch Bündnisse 
und Initiativen sowie Mitarbeitende aus Verwaltungen und 
Privatpersonen wandten sich häufig an die RBT. Vereinzelt 
wurden auch Unternehmen beraten.

-

-

Bildungsarbeit an den einzelnen Standorten

-

-
-

RBT Flensburg 43 Veranstaltungen 

RBT Itzehoe 16 Veranstaltungen

RBT Lübeck 34 Veranstaltungen

RBT Kiel 70 Veranstaltungen 

Überregionale Angebote 14 Veranstaltungen

Insgesamt nahmen 3664 Personen an den verschiedenen 
Bildungsangeboten der RBT teil. Hauptsächlich fanden 
Workshops und Fortbildungen statt, 24-mal wurde ein Vor
trag gehalten. Themenschwerpunkt der Veranstaltungen 
im Berichtszeitraum war hauptsächlich Rechtsextremismus, 
rund ein Viertel betraf außerdem gruppenbezogene Men
schenfeindlichkeit sowie die Stärkung der Menschen
rechte und Demokratie. 
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Rassismus und Demokratiefeindschaft sowie LGBTIQ+-
Feindlichkeit und Antifeminismus, Sexismus waren weitere 
Themen, die behandelt wurden. Auch bei den Themen
schwerpunkten der Bildungsveranstaltungen wurde der 
Fokus auf Fragen zum Rechtsextremismus deutlich. 
Tätigkeiten der Vernetzung und Öffentlichkeitsarbeit 
nahmen ebenfalls weiterhin viel Raum ein und wurden den 
Zielen gemäß weiter ausgebaut. 334 Aktivitäten im 
Bereich der Vernetzung (206), Öffentlichkeitsarbeit (37) 
und Einbringen von Expertise (91) wurden verzeichnet. 
Das Einbringen von Expertise (91 Fälle) fällt damit mittler
weile nicht mehr unter Beratungen und ist nur ein Beispiel 
für die kontinuierliche Weiterentwicklung und Ausdifferen
zierung der Angebote der RBT, was sich auch in der Art 
und Weise der Erfassung im Rahmen des Monitorings 
widerspiegelt.

-

-

-

Zusammengefasst lässt sich anhand der Tätigkeiten im 
Berichtszeitraum konstatieren, dass die RBT einen 
Zuwachs der Bedarfe im schulischen Kontext berichten 
und dennoch mithilfe verschiedener Beteiligungsformate 
und gezielter Aktivitäten im Berichtszeitraum in die Breite 
der schleswig-holsteinischen Gesellschaft hineinwirken 
konnten.

Opfer- und Betroffenenberatung: ZEBRA

Die Opfer- und Betroffenenberatung wurde im Berichts
jahr durch den Verein Zentrum für Betroffene rechter 
Angriffe e. V. (ZEBRA) umgesetzt. ZEBRA berät im Auftrag 
des LDZ Betroffene, deren Angehörige sowie Zeuginnen 
und Zeugen nach rassistischen, antisemitischen und ande
ren rechtsmotivierten Angriffen. Hierunter fallen unter 
anderem gezielte Sachbeschädigungen, Bedrohungen 
(auch digital), Nötigungen und tätliche Angriffe. ZEBRA 
bietet im Rahmen psychosozialer Beratung professionelle 
Hilfe in Krisensituationen an. Die Beraterinnen und Berater 
helfen z. B. dabei, den Angriff zu verarbeiten und das 
Sicherheitsgefühl wiederherzustellen. Zudem leisten sie 
Unterstützung bei juristischen sowie finanziellen Fragen 
und informieren über rechtliche Möglichkeiten wie 
Anzeige, Nebenklage oder Opferschutz.

-

-

ZEBRA erhielt im Berichtsjahr nach einer Aufstockung aus 
Geldern auf Grundlage von Fraktionsanträgen eine 
Zuwendung i. H. v. 790.000,00 Euro. Dabei wurden 
330.000,00 Euro aus Mitteln des Landesprogramms zur 
Demokratieförderung und Rechtsextremismusbekämp
fung sowie 460.000,00 Euro aus Mitteln des Bundespro
gramms „Demokratie leben!“ beschieden.

-
-

Zentrale Aufgabe der Opfer- und Betroffenenberatung bei 
ZEBRA und Ausgangspunkt der Arbeit ist die Beratung 
und Unterstützung Betroffener im Rahmen der Einzelfall
hilfe. Diese erfolgt zumeist in Präsenz, als Ergänzung 
besteht auf auch die Möglichkeit einer Onlineberatung. 
Weiter gehören Lokale Interventionen, Fallrecherche und 
Monitoring, Vernetzungsarbeit, Presse- und Öffentlich
keitsarbeit sowie die Sensibilisierungsarbeit zu den Tätig
keitsfeldern.

-

-
-

Im Berichtszeitraum verzeichnete ZEBRA mit 140 Bera-

tungsfällen, davon 73 Neufälle, einen deutlichen Zuwachs 
gegenüber dem Vorjahr (2024: 113; 70 Neufälle). Gleich
zeitig zeigen die Zahlen, dass sich viele Beratungsfälle 
über mehr als ein Jahr erstrecken – dies deutet auf die 
Begleitung bei langwierigen Gerichts- und Entschädi
gungsverfahren hin. 15 der insgesamt 196 beratenen Kli
entinnen und Klienten waren Kinder. Als häufigste Tatmoti
vation wurde 87-mal (bzw. 38-mal bei Neufällen) Rassismus 
dokumentiert, hier zeigt sich eine Kontinuität zu den Vor
jahren. Bei 30 der neu aufgenommenen Beratungsfällen 
ging es um Körperverletzungsdelikte, aber auch Bedrohun
gen oder Nötigungen wurden bei den Neufällen häufig als 
Tatbestand identifiziert (19 Neufälle, insgesamt 35).

-

-
-

-

-

-

Seit 2017 erfasst ZEBRA landesweit rechte Angriffe in 
einem systematischen und unabhängigen Monitoring. Die 
erfassten Tatbestände umfassen massive Sachbeschädi
gungen sowie andere Gewalttaten, denen eine rechte, ras
sistische oder antisemitische Motivation zugrunde liegt. 
Das Monitoring basiert auf den Kriterien des Verbands der 
Beratungsstellen für Opfer rechter, rassistischer und anti
semitischer Gewalt (VBRG e. V.). Demzufolge liegen den 
Zahlen direkte Kontakte mit den Betroffenen oder entspre
chend vertrauenswürdige externe Quellen zugrunde. Da 
nicht alle Angriffe bei der Polizei angezeigt werden und 
eine erfolgte Anzeige keine Voraussetzung für eine Bera
tung bei ZEBRA ist, stellt das Monitoring der Beratungs
stelle eine zivilgesellschaftliche Ergänzung der Fallzahlen 
dar, die das Landeskriminalamt Schleswig-Holstein im 
Bereich der Politisch motivierten Kriminalität verzeichnet.

-
-

-

-

-
-

In 2025 verzeichnete ZEBRA 156 Angriffe (2024: 164), von 
denen 238 Menschen betroffen waren (2024: 263). Wie im 
Vorjahr waren 20 % der Betroffenen Kinder und Jugendli
che (2025: 53; 2024: 57). Häufigstes Tatmotiv der doku
mentierten Fälle war wie im Vorjahr Rassismus (2025: 12; 
2024: 125). Anstiege wurden bei Angriffen auf politische 
Gegnerinnen und Gegner (2025: 26; 2024: 23) sowie bei 
Angriffen wegen sexueller Orientierung/Identität (2025: 
10; 2024: 8) verzeichnet – bei Ersterem zeigte sich insbe
sondere ein Anstieg an Taten gegen politische Verantwor
tungsträgerinnen und -träger.

-
-

-
-

Bedrohungen und Nötigungen stellten erstmals seit der 
Erfassung rechter, rassistischer und antisemitischer Gewalt
taten durch ZEBRA mehr als die Hälfte der registrierten 
Taten dar (2025: 80; 2024: 69). Dies deutet nach Einschät
zung der Beratungsstelle sowohl auf ein erhöhtes Anzeige
verhalten bei diesem Tatbestand als auch auf eine erhöhte 
Bereitschaft, nach einem solchen Angriff Beratung zu 
suchen, hin. Auch wenn zugleich etwas weniger Körperver
letzungsdelikte verzeichnet wurden als im Vorjahr (2025 
insg. 62; 2024: insg. 79), bewegen sich auch diese Delikte 
weiterhin auf einem hohen Niveau.

-

-
-

-

Beim Blick auf die regionale Verteilung zeigte sich 2025 
wie bereits im Vorjahr eine Auffälligkeit im Landkreis Stor
marn hinsichtlich der Tatmotivation: Hier stellten Angriffe 
gegen politische Gegnerinnen und Gegner die häufigste 
Tatmotivation dar (2025: 7; 2024: 10). Während die regis
trierten Angriffe hier insgesamt zwar leicht zurückgingen 

-

-
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(2025: 13; 2024: 18), fallen hierunter auch medial breit rezi
pierte Vorfälle wie die Brandstiftung an einem Jugendhaus, 
die weiterhin auf die bereits im Vorjahr beobachtete rechte 
Raumnahmestrategie im ländlichen Raum verweisen.

-

Ausstiegs- und Distanzierungsberatung: Ausstieg SH

Die Ausstiegs- und Distanzierungsberatung im Phänomen
bereich Rechtsextremismus wurde im Berichtszeitraum 
durch den Verein KAST e. V. umgesetzt. Das Beratungsan
gebot mit dem Titel „Ausstieg SH“ unterstützt einerseits 
Menschen, die sich aus extrem rechten Strukturen lösen 
und sich von entsprechenden Einstellungsmustern distan
zieren möchten. Andererseits richtet sich die Beratung 
auch an Personen, die sich in Annäherungsprozessen zu 
rechten Strukturen befinden. Neben der eigentlichen Aus
stiegs- und Distanzierungsberatung bietet die Maßnahme 
auch Unterstützung für Eltern oder Institutionen im 
Umgang mit Menschen, die Tendenzen zu menschenfeind
lichen Ideologien zeigen.

-

-

-

-

-

Zu den Kernbereichen der Ausstiegs- und Distanzierungs
beratung bei Ausstieg SH gehören:

-

> Beratung
> Bildungsarbeit
> Öffentlichkeitsarbeit
> Kooperations- und Netzwerktätigkeiten.

Die Förderung für die Ausstiegs- und Distanzierungsbera
tung belief sich auf 260.000,00 Euro im Berichtszeitraum 
und war einjährig angelegt. Die Zuwendung setzte sich 
aus 170.000,00 Euro aus Landesmitteln sowie 90.000,00 
Euro aus Bundesmitteln zusammen. Die damit im Ver
gleich zum Vorjahr realisierte Aufstockung um 66.325,89 
Euro wurde für weitere Personalressourcen eingesetzt, um 
dem steigenden Anfrageaufkommen gerecht zu werden. 
Landesweit wurden 27 Ausstiegs- bzw. Distanzierungsbe
ratungen durchgeführt. 

-

-

-

Darüber hinaus haben 12 Fachkräfte die Einzelberatung 
von Ausstieg SH genutzt. Insgesamt wurden 39 Personen 
beraten. Dies stellt einen deutlichen Anstieg im Vergleich 
zum Vorjahr dar, in dem 24 Beratungsprozesse umgesetzt 
wurden. Die Beratungsnehmenden waren größtenteils 
männlich, mehr als ein Viertel war unter 15 Jahren und 
rund die Hälfte über 27 Jahren. Im Vorjahr machte die 
Altersgruppe zwischen 16 und 27 den größten Teil aus. 
Demnach sind die Beratungsnehmenden in der Alters
struktur diverser geworden. Außerdem konnten anders als 
in den Vorjahren weitaus mehr Fachkräfte erreicht und 
zwei Angehörigenberatungen durchgeführt werden. 

-

Bezüglich der regionalen Verteilung zeigt sich, dass in 
einem Großteil der Landkreise Schleswig-Holsteins Fälle 
bearbeitet wurden. Deutliche Schwerpunkte zeigen sich 
im Raum Neumünster (11) und Kreis Segeberg (9), aber 
auch der Kreis Rendsburg-Eckernförde und die Stadt Kiel 
(jeweils 4) waren im Fokus.

-

-
-

-
-

-
-

-
-

Kreis Dithmarschen 3

Kreis Neumünster 11

Kreis Ostholstein 0

Kreis Pinneberg 0

Kreis Rendsburg-Eckernförde 4

Kreis Schleswig-Flensburg 1

Kreis Segeberg 9

Kreis Stormarn 1

Kreis Steinburg 2

Kreis Nordfriesland 1

Stadt Flensburg 0

Stadt Kiel 4

Stadt Lübeck 1

Kreis Plön 0

Kreis Herzogtum Lauenburg 0

Onlineberatung 1

Andere Ausstiegsberatung 1

Zusätzlich und ergänzend zur Beratungsarbeit bietet die 
Ausstiegs- und Distanzierungsberatung Fortbildungen, 
Schulworkshops und Infotermine mit dem Fokus Ausstieg 
und Distanzierung an. In diesem Bereich konnten im 
Berichtszeitraum in 36 Workshops 541 Jugendliche sowie 
141 Fachkräfte erreicht werden. Ein Großteil der Bildungs
arbeit fand im Kontext Schule statt (34 Workshops). Im 
Bereich der Schulworkshops werden gehäufte Anfragen 
aus dem Bereich um Norderstedt und Quickborn und dem 
Gebiet rund um Lübeck verzeichnet. Außerdem wurden in 
Kooperation mit der Bildungs- und Informationsstelle für 
Demokratiekompetenz (BID) eine dreitägige Schulung für 
Multiplikatorinnen und Multiplikatoren zum Setzen von 
Veränderungsimpulsen bei rechtsorientierten Jugendli
chen und jungen Erwachsenen (VIR) angeboten. 10 Fach
kräfte der sozialen Arbeit nahmen teil. Die Ausstiegs- und 
Distanzierungsberatung verzeichnete für den Bereich 
Rechtsextremismus in Bildungs- und Erziehungseinrichtun
gen damit auch im Berichtszeitrum den bereits 2024 ein
geleiteten deutlichen Aufmerksamkeitsanstieg, während 
gleichzeitig eine mangelhafte Sensibilisierung von Schüle
rinnen und Schülern für Themen wie Rassismus, Gruppen
bezogene Menschenfeindlichkeit, Populismus und Natio
nalsozialismus konstatiert, und eine weiter steigende Häu
figkeit der Verwendung rechter Memes, Symbolen, 
Stickern und Codes beobachtet wurde.
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Dem hohen Nachfrageaufkommen aus dem Kontext 
Schule und darüber hinaus wurde insofern begegnet, als 
dass neben den skizzierten Angeboten ein passgenaues 
Interventionskonzept entwickelt und erprobt wurde. So 
können die Projektkapazitäten künftig noch gezielter ein
gesetzt werden.

-

Regionale und überregionale Netzwerke im 
Phänomenbereich Rechtsextremismus

Rechtsextreme Einstellungen machen keinen Halt an Län
dergrenzen. Die (extrem) rechte Szene über die Grenzen 
von Bundesländern vernetzt, zudem steht die Präventions
arbeit in verschiedenen Bundesländern vor ähnlichen Her
ausforderungen, denen idealerweise in regionalen und 
überregionalen Netzwerken begegnet werden kann.

-

-
-

Beratungsnetzwerk gegen Rechtsextremismus Schleswig-
Holstein

Das Beratungsnetzwerk gegen Rechtsextremismus Schles
wig-Holstein ist ein Zusammenschluss von nichtstaatlichen 
und staatlichen Akteurinnen und Akteuren aus Schleswig-
Holstein, die sich gegen Rechtsextremismus und gruppen
bezogene Menschenfeindlichkeit engagieren und für 
unsere Demokratie einsetzen. Das LDZ koordiniert das 
Netzwerk, das insbesondere insbesondere zivilgesell
schaftliche Beratungs-, Fach- und Informationsstellen, 
sicherheitsbehördliche Akteurinnen und Akteure, Mitarbei
tende der Verwaltung sowie Expertinnen und Experten der 
Wissenschaft und weitere Engagierte umfasst. Das Bera
tungsnetzwerk gegen Rechtsextremismus trifft sich zu 
einer jährlich stattfindenden Sitzung, bei der Erkenntnisse 
zur aktuellen Lage aus den unterschiedlichen Perspektiven 
und Professionen gesammelt und diskutiert werden (s. 
Kapitel 5.2.). Das Netzwerktreffen dient auch dem Aus
tausch hinsichtlich weiterer Präventions- und Interventions
ansätze. Wesentliche Zielstellung des Beratungsnetzwerks 
ist die Vernetzung aller aktiven Akteurinnen und Akteure 
sowie der Erkenntnis- und Erfahrungsaustausch.

-

-

-

-

-

-
-

Nordverbund

Der Nordverbund „Ausstieg Rechts“ ist ein Netzwerk der 
zivilgesellschaftlichen Ausstiegsangebote der fünf nord
deutschen Länder Hamburg, Bremen, Mecklenburg-Vor
pommern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein. Als 
koordinierender Träger fungierte im Berichtsjahr das 
Christliche Jugenddorfwerk Deutschlands e. V. (CJD). Die 
am Netzwerk beteiligten Bundesländer beteiligen sich mit 
jeweils 20 % an der Gesamtförderung, das LDZ gewährte 
dementsprechend im Berichtsjahr eine Zuwendung i. H. v. 
13.200,00 Euro aus Bundesmitteln. Der Träger sorgt für 
eine Vernetzung und einen konstanten Austausch der Aus
stiegsberatungen, die sich regelmäßig in verschiedenen 
Arbeitsgruppen austauschen. Der Nordverbund bietet 
außerdem eine anonyme Online-Beratung, die an die 
jeweils zuständige Beratungsstelle weiterverweist und sich 
sowohl an Distanzierungs- und Ausstiegswillige und deren 

-
-

-

Umfeld als auch an Fachkräfte richtet. So entfaltet der 
Nordverbund auch eine Außenwirkung sowohl in die 
(extrem) rechte Szene als auch in Richtung von Fachkräf
ten, die sich beruflich mit Szene auseinandersetzen.

-

Kooperationsverbund: Verantwortung übernehmen im 
Norden

Der Kooperationsverbund „Verantwortung übernehmen im 
Norden – Projekte und Programme gegen Rechtsextremis
mus und Gewalt“ ist ein überregionales Netzwerk, das sich 
im Rahmen von Netzwerktreffen und Fachtagungen regel
mäßig mit den Themen Rechtsextremismus und Demokra
tiestärkung auseinandersetzt. Beteiligt sind die norddeut
schen Bundesländer Bremen, Hamburg, Mecklenburg-Vor
pommern, Niedersachsen und Schleswig-Holstein sowie 
der DGB Nord. Seit 2000 veranstaltet der Kooperations
verbund regelmäßig Fachtage, zuletzt im Zwei-Jahres-
Rhythmus. Im Berichtszeitraum fand kein Fachtag statt. Es 
wird aktuell gemeinsam an einer Neuausrichtung des Ver
bunds gearbeitet. Akteurinnen und Akteure, Mitarbei
tende der Verwaltung sowie Expertinnen und Experten der 
Wissenschaft und weitere Engagierte umfasst. 

-

-
-

-
-

-

-
-

4.1.2. Religiös begründeter Extremismus

Seit 2015 existiert das Landesprogramm zur Vorbeugung 
und Bekämpfung von religiös begründeten Extremismus. 
Die Umsetzung des Landesprogramms wird von der Lan
deskoordinierungsstelle gegen religiös begründeten 
Extremismus begleitet und koordiniert. 

-

Mitteleinsatz

Aus dem Landesprogramm wurden 2025 Projekte mit 
einer Gesamtsumme von 992.791,81 Euro gefördert. Die 
Präventions- und Beratungsstelle gegen religiös begrün
deten Extremismus, die sich in der Trägerschaft der Türki
schen Gemeinde Schleswig-Holstein e. V. (TGS-H e. V.) 
befindet, wurde aus diesen Mitteln im Jahre 2025 insge
samt mit 967.033,81 Euro gefördert, davon entfielen 
485.000,00 Euro auf die Mobile Beratung und 482.033,81 
Euro auf die Ausstiegs- und Distanzierungsberatung. 
87.033.81 Euro für die Ausstiegs- und Distanzierungsbera
tung kamen dabei aus dem Sicherheits- und Migrationspa
ket. Die Opfer- und Betroffenenberatung erhielt aus dem 
Bundesprogramm „Demokratie leben!“ eine Förderung i. 
H. v 169.247,27 Euro. Mit weiteren 25.758,00 Euro wurde 
das Projekt „Vielklang – Gemeinsam gegen antimuslimi
schen Rassismus“ als Kofinanzierung gefördert.

-
-

-

-
-

-

Ausstiegs- und Distanzierungsberatung PROvention

Bis Ende 2025 wurden seit Bestehen der Beratungsstelle 
ab April 2015 insgesamt 342 Beratungsfälle angenommen. 
Dabei richtet sich die Beratung nicht immer unmittelbar an 
die sich möglicherweise radikalisierende Person (hier 
Indexperson), sondern auch an die Angehörigen und das 
soziale Umfeld.
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Im Jahr 2025 gingen neue 44 Beratungsanfragen (2024: 
64 Beratungsanfragen) bei PROvention ein, aus denen 
sich 33 weitergehende Fälle (2024: 52 weitergehende 
Fälle) ergaben. Es wurden durch die Beratungsstelle im 
Jahr 2025 insgesamt 64 Fälle (2024: 81 Fälle) mit 65 Index
personen betreut, da bei einem Fall zwei Minderjährige im 
selben Haushalt lebten. Eine Auswertung aller Fälle hat 
ergeben, dass 46, also 70,8 %, dieser Personen männlich 
und 19, also 29,2 %, weiblich waren. Darüber hinaus waren 
41, also 63,1 %, der Indexpersonen minderjährig und 55, 
also 84,6 %, waren höchstens 23 Jahre alt. Bei 5 Fällen war 
das Alter nicht bestimmbar. Zu 23 Indexpersonen hatte die 
Beratungsstelle einen direkten Kontakt.

-

Die Zahl der Anfragen nahm im Vergleich zum Vorjahr ab,  
wie schon im vergangenen Jahr. Trotz der starken 
Abnahme zum vergangenen Jahr befindet sich die Anzahl 
der Neueingänge immer noch weit über dem Niveau des 
Jahres 2022. Auch die Zahl der insgesamt betreuen Fälle 
2025 ging im Vergleich zum Jahr 2024 deutlich zurück, die 
Fallanzahl ist aber ebenso noch weit höher als im Jahr 
2022. PROvention zufolge lassen sich mehrere begrün
dete Vermutungen zu diesen Rückgängen anstellen. Es ist 
anzunehmen, dass die sehr hohen Fallzahlen der Jahre 
2023 und 2024 auch vor dem Hintergrund besonderer 
gesellschaftlicher Entwicklungen zu betrachten sind. Ins
besondere die Nachwirkungen der Pandemiesituation 
sowie die Auswirkungen des 7. Oktober 2023 führten im 
familiären und schulischen Kontext zu erhöhtem Bera
tungsbedarf bzw. zu einem Aufstauen der Fälle. Gleichzei
tig könnte die intensive Präventions-, Netzwerk- und Auf
klärungsarbeit der vergangenen Jahre dazu beigetragen 
haben, dass Fachkräfte und Institutionen im Umgang mit 
entsprechenden Konfliktlagen mehr Handlungssicherheit 
entwickelt haben und Beratungsbedarfe teilweise ander
weitig aufgefangen werden können. Gleichzeitig besteht 
der Eindruck, dass sich Radikalisierungsprozesse bei 
Jugendlichen zunehmend in digitale Räume verlagern 
und dadurch betroffene Personen gegenüber Erwachse
nen weniger zugänglich sind. 

-

-

-
-

-

-

-

Dies könnte dazu beitragen, dass Veränderungen im 
Umfeld später oder seltener wahrgenommen werden und 
entsprechend weniger Beratungsanfragen entstehen. 
Zudem zeigen sich neue Mischphänomene (z.B. nihilisti
scher Gewalt) und allgemeine Radikalisierungsdynamiken, 
bei denen ideologische Zuordnungen weniger eindeutig 
sind, was ebenfalls Auswirkungen auf die Erreichung von 
Klientinnen und Klienten haben kann.

-

Insgesamt besteht aus Sicht der Beratungsstelle der Ein
druck, dass sich das Fallaufkommen nach den außerge
wöhnlich hohen Zahlen aufgrund der Sondersituation der 
Jahre 2023 und 2024 wieder auf ein erwartbares Niveau 
einpendelt. Der Rückgang kann dabei auch als Hinweis auf 
die Wirkung langfristiger Präventions- und Sensibilisie
rungsarbeit im Bundesland verstanden werden. Darüber 
hinaus werden seit 2025 nicht mehr solche Fälle aufge
nommen, bei denen es sich um Opfer und Betroffene han
delt, wie beispielsweise auch Kinder von IS-Rückkehren
den. Festzuhalten ist auch, dass die Beratungsfälle insge
samt komplexer und zeitintensiver geworden sind. 
Teilweise zeigen sich stärker ausgeprägte Radikalisie
rungstendenzen sowie erhöhte Gewaltbezüge.

-
-

-

-
-

-
-

-

Alter der Indexpersonen:

-

-

-

-

Alter 2025

< 14 Jahre 18,5 %

14-17 Jahre 44,6 %

18-23 Jahre 21,5 %

> 23 Jahre 7,7 %

Unbekannt 7,7 %

Dem Verfassungsschutzbericht von 2024 zufolge sind vor 
allem Kiel, Lübeck, Rendsburg, Neumünster und Flens
burg Schwerpunkte salafistischer Aktivitäten. Die regionale 
Verteilung der 2025 eingegangenen Beratungsfälle, die in 
der folgenden Tabelle dargestellt wird, unterstützt wie 
bereits im Jahr 2024 größtenteils diese Befunde. Einzige 
Ausnahme ist hier Neumünster mit lediglich einem Fall. 
Gleichzeitig gab es in Segeberg und Pinneberg jeweils 5 
Fälle. Es ist hier jedoch, dass die Fallzahlen nicht als reprä
sentativ zu verstehen sind. Kiel sticht ebenso weiterhin mit 
den mit Abstand meisten Fällen (15) hervor. Hier ist festzu
halten, dass sich insbesondere in Kiel, aber nicht nur, die 
salafistische Szene nach Corona neu formiert hatte und 
weiterhin mit Jugendgruppen, engagierten Akteurinnen 
und Akteuren, Gastvorträgen und einer aktiven Vernet
zungsarbeit ein attraktives Angebot für Neuzugänge 
bietet. 
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Fallaufkommen nach Region:

-

-

-

-

-

-

-

-

-
-

-
-

-

-

-

-
-

-
-

Region Beratungsfälle 
2025 

Anteil in Prozent  
2025 

Dithmarschen 3 4,7 %

Flensburg 4 6,3 %

Herzogtum-
Lauenburg

4 6,3 %

Kiel 15 23,3 %

Lübeck 7 10,9 %

Neumünster 1 1,6 %

Nordfriesland 1 1,6 %

Ostholstein 3 4,7 %

Pinneberg 5 7,8 %

Plön 2 3,1 %

Rendsburg-
Eckernförde

8 12,5 %

Schleswig-Flensburg 0 0 %

Segeberg 5 7,8 %

Steinburg 1 1,6 %

Stormarn 2 3,1 %

Unbekannt 2 3,1 %

Sonstige Kreise/
außerhalb S.-H.

1 1,6 %

Seit Juni 2025 bietet PROvention auch eine Onlinebera
tung per Chatfunktion an, die insbesondere mithilfe der 
Mittel aus dem Sicherheits- und Migrationspakets einge
richtet werden konnte. Dabei wurde darauf geachtet, dass 
das Angebot möglichst niedrigschwellig ist.

Mobile Beratung PROvention

Die Mobile Beratung PROvention führte 2025 insgesamt 
123 Veranstaltungen mit insgesamt 2955 Teilnehmenden 
durch. Dabei handelte es sich unter anderem um 23 Fort
bildungen im Bereich Schule und Bildung (498 Personen), 
acht Teilnahmen an Schulentwicklungstagen (425 Perso
nen) sowie sechs Fortbildungen im Bereich der Justiz (91 
Personen). Auch hat PROvention sieben Fortbildungen für 
Bundesfreiwilligendienstleistende (BFD) und für Personen 
im Freiwilligen Sozialen Jahr (FSJ) mit insgesamt 177 Teil
nehmenden durchgeführt. Darüber hinaus konnten mit 
weiteren Fortbildungen zu verschiedenen Themen wie 
antimuslimischer Rassismus, Salafismus und Radikalisie
rung sowie Medienkompetenz viele weitere Fachkräfte 
fortgebildet werden. Auf Grund der Diversität der Ziel
gruppen können diese Fortbildungen nicht in Kategorien 
zusammengefasst werden. Durch diese insgesamt 24 Fort

bildungen konnten jedoch 552 Polizeibeamte, Mitarbei
tende aus Kinder- und Jugendhilfeeinrichtungen, Ehren
amtliche in der Geflüchtetenhilfe, Verwaltungsangestellte, 
Moscheegemeindemitglieder und weitere Sozialraumak
teure erreicht werden. Des Weiteren richteten, von PRO
vention intensiv geschulte, sogenannte Peer-Educators, 
Workshops u. a. zu den Themen antimuslimischer Rassis
mus, Extremismus und Radikalisierung, Soziale Medien 
und Fake News an Schulen aus. Insgesamt wurden dieses 
Jahr 54 Schulworkshops nach dem Peer-to-Peer-Prinzip 
durchgeführt, mit denen 1112 Schülerinnen und Schüler 
erreicht werden konnten. Darüber hinaus veranstaltete 
PROvention am 6.11.2025 den Fachtag „Zwischen Klicks 
und Krisen – Islamismusprävention im digitalen Zeitalter“, 
an dem 100 Personen teilnahmen.

Opfer- und Betroffenenberatung PROvention

Seit 2025 existiert in Schleswig-Holstein auch eine Opfer- 
und Betroffenenberatung im Themenfeld, die sich eben
falls in der Trägerschaft der TGS-H e. V. befindet und Teil 
der Präventions- und Beratungsstelle PROvention ist. 
Diese Stelle hat die Aufgabe, Menschen die Opfer von 
religiös begründeten Angriffen geworden sind, Hilfe und 
Unterstützung anzubieten. Solche Angriffe können ein 
weites Feld von Beleidigungen bis hin zur Terroranschlä
gen umfassen.
Im Jahr 2025 wurden 11 Fälle mit 15 Opfern und Betroffe
nen betreut. Von diesen waren sechs, also 40 %, minder
jährig (fünf Kinder unter 14 Jahren und eine Person zwi
schen 14 und 17 Jahren). Die anderen Opfer und Betroffe
nen waren volljährig. Von diesen waren vier Personen, also 
26,7 %, zwischen 18 und 23 Jahren alt, sowie eine Person 
zwischen 24-27 und eine Person älter als 28 Jahre. Bei drei 
Personen, also 20 %, ist das genaue Alter nicht bekannt. In 
6 von diesen 11 Fällen gab es direkten Kontakt zu den 
Indexpersonen.

Alter der Indexpersonen:

Alter 2025

< 14 Jahre 33,3 %

14-17 Jahre 6,8 %

18-23 Jahre 26,7 %

> 23 Jahre 13,3 %

Unbekannt 20 %
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Fallaufkommen nach Region:

-

-

-

-

-

-

-

-
-

-

-

-

-

-

-

-

-
-

-

-

Region Beratungsfälle 
2025 

Anteil in Prozent 
2025 

Rendsburg-
Eckernförde

2 18,2 %

Lübeck 1 9,1 %

Kiel 2 18,2 %

Segeberg 2 18,2 %

Neumünster 1 9,1 %

Herzogtum-
Lauenburg

1 9,1 %

Schleswig-Flensburg 1 9,1 %

Dithmarschen 1 9,1 %

Bei der regionalen Verteilung lässt sich noch aufgrund der 
geringen Fallzahlen kein Schwerpunkt oder eine Gewich
tung erkennen. Es lässt sich lediglich feststellen, dass in 
den Städten, in denen es einen Schwerpunkt bezüglich 
des Salafismus gibt, auch immer mindestens ein Opfer- 
und Betroffenenfall behandelt wurde.
Bei der Betrachtung der Zahlen ist der erst kurze Existenz 
des Angebots durch die Opfer- und Betroffenenberatung 
zu berücksichtigen. So ist das Angebot durch Vernetzung 
und Öffentlichkeitsarbeit noch bekannter zu machen, um 
einschätzen zu können, wie hoch die Nachfrage und die 
jeweiligen Verteilungen nach Alter, Geschlecht und Region 
zu bewerten sind.

Vielklang – Gemeinsam gegen antimuslimischen 
Rassismus

Das Projekt „Vielklang – Gemeinsam gegen antimuslimi
schen Rassismus“, getragen von der TGS-H, wurde 2025 
als Nachfolgeprojekt von „Raum 3 – Empowerment junger 
Muslim*innen“ weiterhin gemeinsam vom Bundesamt für 
Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA) über 
das Bundesprogramm „Demokratie leben!“ und vom LDZ 
(10 % Kofinanzierung) finanziert. Die Gesamtfördersumme 
in 2025 betrug 257.580,58 Euro.
Im Rahmen des Projekts wurden Ziele der Sensibilisie
rungs-, Bildungs- und Medienarbeit verfolgt, indem „Safer 
Spaces“ und „Braver Spaces“ für Betroffene und Nicht-Be
troffene von antimuslimischem Rassismus (AMR) im 
Rahmen von Arbeitsgemeinschaften an Schulen und in 
den Räumen der TGS-H geschaffen wurden. 
Die Arbeit und die Erstellung von Medienbeiträgen sowie 
die kontinuierliche Durchführung von Workshops konnte 
im Jahr 2025 an zwei Schulen realisiert werden. Die Kon
taktaufnahme und Bewerbung an anderen Schulen in Kiel 
ist bereits erfolgt und wird intensiv verfolgt. Bildungs- und 
Empowermentformate wurden in der Ausarbeitung ver
schiedener Module zu den Themenfeldern Rassismus, AMR 
und Medienkompetenz entwickelt. Zum Jahr 2026 werden 
Weiterbildungen für pädagogische Fachkräfte geplant.

4.1.3. Weitere rechtsstaatsfeindliche 
Phänomene

Informations- und Fachstelle für den Phänomenbereich 
Türkischer Ultranationalismus „diyalog“

Das Projekt „diyalog“ fungiert seit 2019 als landesweite 
Fach- und Informationsstelle, die sich mit aufklärender und 
präventiver Bildungsarbeit gegen Türkischen Ultranationa
lismus sowie weitere auslandsbezogene extremistische 
Ideologien befasst. Träger ist die Türkische Gemeinde in 
Schleswig-Holstein e. V. (TGS-H).
Im Jahr 2025 hat sich das Projekt thematisch erweitert: 
„diyalog“ dient nun als landesweite Bildungs- und Informa
tionsstelle, die sich mit aufklärender und präventiver Bil
dungsarbeit gegen auslandsbezogenen Extremismus 
(AEX) befasst. 2025 wurde das Projekt mit 130.000 Euro 
aus Landesmitteln gefördert. 
Zielgruppen sind sowohl Fachkräfte (z. B. Polizei, Justizvoll
zug, Lehrkräfte, Soziale Arbeit) als auch Jugendliche mit 
Migrationsgeschichte, für die spezifische Empowerment-
Angebote unter dem neuen Label „diyalog – Jugend!“ ent
wickelt wurden. Insgesamt wurden 28 Bildungsformate mit 
einer Veranstaltungsdauer von 72,5 Stunden umgesetzt, 
darunter die Fachtagung „Linksextremismus aus der Türkei 
in Deutschland“ am 29. September 2025 in Kiel. 
Die Erweiterung des thematischen Spektrums auf Phäno
mene wie den türkischen Linksextremismus, die PKK sowie 
säkulare palästinensische extremistische Strukturen 
brachte eine spürbare Komplexitätssteigerung mit sich. 
Dennoch wurden alle evaluierten Bildungsformate im 
Schnitt mit der Schulnote 1,7 bewertet – insbesondere die 
Fachtagung (Ø 1,4) und die methodische Vielfalt (Ø 1,8) 
fanden bei den Teilnehmenden großen Anklang. Die Rele
vanz der Inhalte wurde mit Ø 1,8 (allgemein) und Ø 2,3 
(berufliche Praxis) bewertet, wobei neue Themen wie der 
türkische Linksextremismus aufgrund geringerer öffentli
cher Sichtbarkeit etwas niedriger bewertet wurden.
2026 wird „diyalog“ die thematische Auseinandersetzung 
mit separatistischen Organisationen weiter ausbauen und 
die Jugendarbeit geografisch auf Lübeck, Flensburg, Neu
münster, Elmshorn und Pinneberg erweitern. Zudem 
sollen neue Zielgruppen wie der Kommunale Ordnungs
dienst und weitere Hochschulen erschlossen werden.

Melde- und Informationsstelle Antiziganismus (MIA SH)

Die landesweite Melde- und Informationsstelle Antiziga
nismus (MIA SH) befindet sich in kooperierender Träger
schaft der Türkischen Gemeinde in Schleswig-Holstein e. V. 
(TGS-H) und dem Verband Deutscher Sinti und Roma e. V. 
Landesverband Schleswig-Holstein. Im Förderzeitraum 
vom 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025 erhielt die MIA 
SH eine Zuwendung i. H. v. 112.000,00 Euro. Die Zuwen
dungssumme setzte sich zusammen von 70.000,00 Euro 
aus dem Landesprogramm zur Demokratieförderung und 
Rechtsextremismusbekämpfung sowie 42.000,00 Euro aus 
dem Bundesprogramm „Demokratie leben!“. Für die Lan
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desmeldestelle sind zwei Personalstellen mit jeweils 25 
Wochenstunden vorgesehen. 
Die MIA SH ist seit Mai 2024 für das landesweite Monito
ring antiziganistischer Vorfälle ober- und unterhalb der 
Strafbarkeitsgrenze verantwortlich. Die Meldungen 
werden für eine jährliche Auswertung systematisch erfasst 
und anhand des bundesweiten MIA-Codierungssystems 
typisiert. Darüber hinaus ist es Aufgabe der MIA SH, über 
Erscheinungsformen und Ausmaß von Antiziganismus in 
der Gesellschaft aufzuklären und zu sensibilisieren.

-

Die Anzahl der gemeldeten antiziganistischen Vorfälle für 
das Jahr 2025 ist höher als im Vorjahr (66 Vorfälle). Dies ist 
auch auf das stetig wachsende Netzwerk und die stei
gende Bekanntheit der Meldestelle zurückzuführen.

-

Im Jahr 2025 hat die Meldestelle sieben Workshops zur 
Sensibilisierung für Antiziganismus durchgeführt, bei 
denen insgesamt ca. 115 Personen erreicht werden konn
ten. Es handelte sich hierbei um Schülerinnen und Schüler, 
Studierende, Polizistinnen und Polizisten, ukrainische 
Geflüchtete und andere Interessierte. Einer dieser Work
shops wurde im Rahmen der Internationalen Wochen 
gegen Rassismus umgesetzt. Ein weiterer entsprach einer 
Fortbildungsveranstaltung für Polizeivollzugsbeamtinnen 
und Polizeivollzugsbeamte (PVB) bei der Polizeidirektion 
für Aus- und Fortbildung und für die Bereitschaftspolizei 
Schleswig-Holstein in Eutin. Er wurde in Kooperation mit 
der Ansprechstelle Antirassismus und Wertebeauftragte 
(ASAW) der Landespolizei Schleswig-Holstein durchge
führt und hat 12 PVB erreicht. Der Workshop wurde von 
den Veranstaltenden positiv evaluiert und soll im Jahr 
2026 erneut durchgeführt werden. 

-

-

-

Zum Welt-Roma-Tag am 8. April nahm die MIA SH an einer 
Podiumsdiskussion auf einer Veranstaltung im Landeshaus 
teil. Die Meldestelle zeigte zudem Präsenz durch Informati
onsstände auf verschiedenen Veranstaltungen, bspw. auf 
dem Antidiskriminierungstag (ausgerichtet vom Landes
beauftragten für politische Bildung und der Gewerkschaft 
Erziehung und Wissenschaft) oder der Landesdemokratie
konferenz (ausgerichtet vom LDZ). Auch ist die MIA SH 
regelmäßig bei Fallbesprechungen und Austauschtreffen 
mit MIA Bund sowie MIA-Projekten der anderen Bundes
länder vertreten. Darüber hinaus nimmt die Meldestelle an 
zahlreichen weiteren Vernetzungsmöglichkeiten teil (bspw. 
Austauschtreffen mit anderen Projekten der TGS-H, der 
Gemeinschaftsunterkunft für Geflüchtete Kiel-Wik, der 
Antidiskriminierungsstelle Schleswig-Holstein sowie Netz
werktreffen des Jobcenters für Jugendliche). 

-

-

-

-

-

Landesweite Informations- und Dokumentationsstelle 
Antisemitismus (LIDA-SH)

Seit 2019 existiert eine Maßnahme zur landesweiten 
Dokumentation von und Informationsvermittlung über 
Antisemitismus in Schleswig-Holstein. Die Landesweite 
Informations- und Dokumentationsstelle Antisemitismus 
(LIDA-SH) erstellt ein jährliches Monitoring zu antisemiti
schen Vorfällen und Angriffen, wozu auch solche Angriffe 
zählen, die keinen Straftatbestand erfüllen oder die (noch) 

-

nicht bei der Polizei angezeigt wurden. LIDA-SH wird 
durch das LDZ mit Mitteln aus dem Landesprogramm zur 
Demokratieförderung und Rechtsextremismusbekämp
fung gefördert und durch den Träger ZEBRA e. V. umge
setzt. Dank einer Aufstockung der Fördersumme durch 
Gelder auf Grundlage von Fraktionsanträgen erhielt LIDA-
SH im Berichtszeitraum eine Zuwendung i. H. v. 
214.000,00 Euro. LIDA-SH konnte in 2025 und 2026 über
jährig gefördert werden.

-
-

-

Im Berichtszeitraum dokumentierte LIDA-SH 411 antise
mitische Vorfälle. Während somit weniger Vorfälle als im 
Vorjahr dokumentiert wurden, liegen die Vorfälle immer 
noch erheblich über den dokumentierten Vorfällen des 
davorliegenden Jahres (2024: 588; 2023: 120). Gesprä
che der Dokumentationsstelle mit Netzwerkpartnerinnen 
und -partnern legen zudem nahe, dass der Rückgang 
zumindest teilweise in einer „Meldemüdigkeit“ begründet 
liegt, was auf eine gefährliche Normalisierung des erhöh
ten antisemitischen Grundrauschens in der Gesellschaft 
hindeuten könnte. Hinsichtlich des Meldeaufkommens 
blieb die Thematik des weiterhin massiven Vorkommens 
antisemitischer Aufkleber im öffentlichen Raum eine Her
ausforderung.

-

-

-

-

Trotz der erhöhten Auslastung durch nach wie vor hohe 
Meldezahlen konnte LIDA-SH seine Sichtbarkeit u. a. mit
tels der Wanderausstellung „Ein alltägliches Problem“ 
erhöhen. Zu den Maßnahmen der Öffentlichkeitsarbeit ist 
auch eine Veranstaltung zu Antisemitismus in feministi
schen Bewegungen seit dem 7. Oktober 2023 zu zählen, 
mit der das gesellschaftlich und medial breit diskutierte 
Thema des Antisemitismus in linken Kontexten themati
siert wurde. 

-

-

-

Beratungs- und Präventionsstelle im Phänomenbereich 
Verschwörungsideologie, Desinformation und 
Reichsbürgertum

Die Maßnahme Videre wurde im Zuge der neuen Förder
periode des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ in 
2025 erstmalig umgesetzt. Sie befindet sich in Trägerschaft 
von KAST e. V. und wurde im Berichtszeitraum mit 
130.000,00 Euro aus Bundes- sowie Landesmitteln geför
dert.

-

-

Videre bietet zum einen Präventions- und Bildungsange
bote zu den Themenbereichen Verschwörungsideologien, 
Desinformation sowie Reichsbürgertum, zum anderen 
Beratungsangebote in diesen Bereichen. Inhaltlich führt 
Videre somit teilweise die Arbeit der Maßnahme V.L.M. 
hinsichtlich Verschwörungsideologien fort, allerdings um 
die angrenzenden Themen Desinformation und Reichsbür
gertum erweitert. Die Maßnahme erreichte im Berichtszeit
raum 175 Jugendliche und junge Erwachsene in neun 
Schulworkshops, 44 Lehrkräfte in sechs Veranstaltungen 
und 271 weitere Personen in 13 Workshops für Multiplika
torinnen und Multiplikatoren. Diese Zahlen sprechen für 
ein hohes Interesse an Fortbildungen zu den Themenbe
reichen der Stelle und auch dafür, dass es der Maßnahme 
gelang, sich schnell bei potenziell Interessierten bekannt 

-

-
-

-

-
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zu machen. Neun der Veranstaltungen deckten (auch) den 
Themenbereich Desinformation ab, hier zeigte sich ein 
offensichtliches Interesse an Sensibilisierungs- und Prä
ventionsveranstaltungen an dieser Thematik. Der Bereich 
soll dementsprechend einen größeren Schwerpunkt dar
stellen, auch vor dem Hintergrund, dass Teilnehmende an 
Fortbildungen zwar über Basiswissen verfügten, aber 
häufig Sensibilität für Gefahren und psychosoziale Auswir
kungen von Desinformation fehlten.

-

-

-

Die Beratungsstelle nahm zusätzlich 14 Beratungsfälle an – 
eine deutliche Steigerung gegenüber den Beratungsfäl
len des Vorgänger-Projekts. Der Forschungsstand zur Ver
breitung von Verschwörungsideologien in der Bevölke
rung legt nahe, dass potenziell noch deutlich mehr Bera
tungssuchende erreicht werden könnten. Auch aus 
diesem Grund setzt Videre auf öffentliche Aktionen wie 
die trägerintern konzipierte Ausstellung „Antisemitische 
Verschwörungserzählungen – Antisemitismus im alten 
neuen Gewand“ und darauf, das Beratungsangebot bei 
Multiplikatorinnen und Multiplikatoren bekannter zu 
machen, die als Signalgebende für Beratungssuchende 
wirken können. Speziell in den Themenbereichen von 
Videre ist mit Vorbehalten seitens potenzieller Indexper
sonen gegenüber Beratungsangeboten zu rechnen, daher 
scheint die Ansprache von Multiplikatorinnen und Multi
plikatoren sowie Menschen aus dem nahen sozialen 
Umfeld sinnvoll, Letzteres natürlich auch hinsichtlich einer 
Stärkung von Angehörigen gegenüber Verschwörungsi
deologien.

-
-

-
-

-

-

-

Rassismusprävention

Seit 2021 setzt die Landesregierung mit dem Landesakti
onsplan gegen Rassismus ein deutliches Zeichen gegen 
jedwede Form der rassistischen Diskriminierung und für 
Vielfalt, Toleranz und Respekt. Seit dem Haushaltsjahr 
2022 stellt das Land Schleswig-Holstein über den LPR 
und das angegliederte LDZ Fördermittel für zivilgesell
schaftliche Träger und Organisationen bereit, um die 
Antirassismusarbeit im Land im Sinne der Ziele des Lan
desaktionsplans gegen Rassismus (vgl. Kapitel 6.1.) zu 
stärken, bestehende Lücken zu identifizieren sowie wich
tige Maßnahmen gegen rassistische Diskriminierung 
anzustoßen. 

-

-

-

-

Bei der Antragsstellung werden insbesondere Vereine 
und Institutionen berücksichtigt, die die Perspektive von 
Betroffenen einbringen bzw. ins Zentrum der inhaltlichen 
Ausgestaltung ihrer Anträge stellen. Gefördert werden 
insbesondere Projekte, die

> auf die Perspektiven und die Lebenssituationen von 
Menschen, die von Rassismus betroffen sind, auf
merksam machen

-

> Formen des Rassismus und damit zusammenhän
gende Diskriminierung in Gesellschaft und Strukturen 
adressieren

-

> das Empowerment von und für Betroffenengruppen 
fördern.

Eine Übersicht über die im Jahr 2025 geförderten Pro
jekte sind der Anlage VI zu entnehmen. Weitere Hinweise 
zur Förderung sind auf den Internetseiten des LPR, des 
LDZ sowie auf der Themenseite zum Landesaktionsplan 
gegen Rassismus auf dem Landesportal zu finden.

-

4.2. Demokratieförderung
Demokratieförderung ist eines der zentralen Tätigkeitsfel
der des beim LPR angesiedelten LDZ.

-

Die nachfolgenden Ausführungen stellen die im Jahr 2025 
unternommenen Aktivitäten und Projekte in dem genann
ten Tätigkeitsfeld dar: 

-

Neben der Unterstützung und der zunehmenden Auswei
tung der lokalen Partnerschaften für Demokratie (PfD) im 
Land Schleswig-Holstein finden die Umsetzung der lan
desweiten Bildungs- und Informationsstelle für Demokra
tiekompetenz sowie der landesweiten Bildungs- und Infor
mationsstelle für Medienkompetenz Erwähnung.

-

-
-

-

4.2.1. Partnerschaften für Demokratie

Das Bundesprogramm „Demokratie leben!“ des Bundes
ministeriums für Bildung, Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend (BMBFSFJ) fördert auf kommunaler Ebene lokale 
Partnerschaften für Demokratie (PfD). Eine Partnerschaft 
kann durch eine Stadt, einen Landkreis oder einen kom
munalen Zusammenschluss umgesetzt werden. 

-

-

Eine PfD identifiziert und bearbeitet lokale Problemlagen 
und Bedarfe strategisch. Sie stellt ein hilfreiches Instru
mentarium dar, um den lokalen und regionalen Erforder
nissen zum präventiven Umgang mit Rechtsextremismus, 
Gewalt und anderen Phänomenen gruppenbezogener 
Menschenfeindlichkeit nachzukommen. Zugleich stärkt 
eine PfD das demokratische Gemeinwesen vor Ort, indem 
im Rahmen der PfD eine Zusammenarbeit und Vernetzung 
der in Vereinen und Verbänden organisierten Zivilgesell
schaft mit Politik und Verwaltung erfolgt. Gemeinsam wird 
im Rahmen der PfD über Konzepte für eine lebendige, 
demokratische Gesellschaft und zivilgesellschaftliches 
Engagement beraten. Zugehörige Einzelmaßnahmen 
werden umgesetzt. Durch die Stärkung der lokalen Kinder- 
und Jugendbeteiligung sowie durch vielzählige an den 
lokalen Erfordernissen ausgerichtete Angebote werden 
die Demokratie, das Zusammenleben und die Vielfalt vor 
Ort mithilfe einer PfD nachhaltig gestaltet.

-
-

-

Ausgangslage und Entwicklung in SH im 
Berichtszeitraum

Das Bundesprogramm "Demokratie leben!" des BMBFSFJ 
ist im Januar 2025 in seine 3. Förderperiode gestartet. Um 
eine Förderung als PfD zu erhalten, begann 2024 ein zwei
stufiger Prozess, bei dem interessierte Kommunen eine 
Interessenbekundung (IBK) einreichen konnten. Darauf 

-
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folgte eine fachlich-inhaltliche Prüfung. Nur erfolgreiche 
Kommunen wurden zur anschließenden Antragstellung 
aufgefordert. Nicht alle Kommunen, die ihr Interesse 
bekundet haben, wurden auch zur Antragsstellung aufge
fordert. So wurden im Berichtszeitraum 2025 etwas weni
ger PfD (ca. 330), als 2024 (ca. 360) im gesamten Bundes
gebiet gefördert. Dennoch stellen die PfD die Erfolgsge
schichte des Förderprogramms „Demokratie leben!“ dar 
und zeigen sich bewährt, um Demokratiestärkung vor Ort 
nachhaltig zu gewährleisten. 

-
-
-

-

Der Aufruf zum Interessenbekundungsverfahren führte in 
Schleswig-Holstein erfreulicherweise dazu, dass mehr 
Kommunen als die, in denen bereits PfD existieren, ihr 
Interesse an einer Fortführung, bzw. Einrichtung einer PfD 
in der neuen Förderperiode bekundeten. Von den interes
sierten Kommunen wurden leider nicht alle zur Antragsstel
lung aufgefordert. Insgesamt wurden 11 Kommunen vom 
BMBFSFJ zur Antragstellung aufgefordert, so dass sie sich 
gründen bzw. ihre erfolgreiche Arbeit fortsetzen konnten.

-
-

> PfD Stadt Ratzeburg mit dem Amt Lauenburgische Seen
> PfD Kreis Dithmarschen 
> PfD Kreis Herzogtum Lauenburg 
> PfD Stadt Lauenburg/ Elbe mit dem Amt Lütau 
> PfD Neumünster 
> PfD Kiel 
> PfD Neustadt in Holstein 
> PfD Hansestadt Lübeck 
> PfD Kreis Schleswig-Flensburg 
> PfD Schenefeld
> PfD Stadt Pinneberg

Die neu gegründete PfD Schenefeld wurde erfolgreich mit 
in das Netzwerk der bestehenden PfD Schleswig-Holstein 
aufgenommen und war bereits sehr aktiv. Die anderen, 
bestehenden PfD in Schleswig- Holstein, wurden erfreuli
cherweise weiterhin als zu fördernde Projekte des Bundes 
ausgewählt und konnten somit ihre Aktivitäten fortsetzen. 
Mithilfe der über das Bundesprogramm „Demokratie 
leben!“ beantragten Mittel können die PfD Akteurinnen 
und Akteure vor Ort die Umsetzung von Projektideen 
ermöglichen. 

-

Die Neugründung in Schenefeld war der Kommune mitun
ter nur möglich, weil sie den monetären Eigenanteil beim 
LPR zur Sicherung der Kofinanzierung einwerben konnten. 
Damit unterstützt der LPR / das LDZ vor allem die jüngeren 
PfD im Land; er förderte im Berichtsjahr 2025 im Zusam
menspiel und in enger Abstimmung mit dem Bund sieben 
aktive Kommunen bei der Umsetzung der jeweiligen Part
nerschaft mit einer Gesamtsumme von 102.778,68 Euro. 
Dadurch mussten die Kommunen nur das für die Umset
zung einer Partnerschaft erforderliche Stellenkontingent 
über 0,5 VzÄ bereitstellen.

-

-

-

-

Ausblick 

Langfristig sind weitere Kommunen im Land an der Ein
richtung einer PfD interessiert. Demgemäß werden die 
Beratungen zur Neugründung fortgesetzt. Damit außer
dem die eingerichteten Partnerschaften fortbestehen, 
arbeitsfähig bleiben und die maximale Fördersumme aus 
dem Bundesprogramm beantragen können, werden wei
tere Haushaltsmittel zur Stärkung dieses lokalen Demokra
tieförderinstruments eingeworben. Innerhalb der Strategie 
zur Ausgestaltung einer zukunftsorientierten kommunalen 
Präventionslandschaft leisten die PfD einen maßgeblichen 
Beitrag vor Ort.

-

-

-
-

Kontakt- und Fachstelle für Partnerschaften für 
Demokratie: Bilanz 2025

Zusammengefasst bleibt festzuhalten, dass die im Jahr 
2018 eingerichtete Kontakt- und Fachstelle für PfD in dem 
Berichtszeitraum ihre Tätigkeit fortsetzte. Im Jahr 2025 
fanden zwei Austausch- und Vernetzungsklausuren unter 
Beteiligung der Programmberatung aus dem Bundesamt 
für Familie und zivilgesellschaftliche Aufgaben (BAFzA), 
die für die administrative Umsetzung des Bundespro
gramms „Demokratie leben!“ beauftragt ist, statt. Weiter
hin zählen die Vernetzung zwischen den PfD sowie das 
Ausgestalten weiterer Zusammenarbeitsmöglichkeiten im 
Land mit anderen Akteuren zu den Kernaufgaben der Kon
takt- und Fachstelle. Beispielsweise wurde beim zweiten 
Vernetzungstreffen, in dem die kommunale Prävention 
fokussiert wurde, die Koordinierungs- und Fachstelle für 
kommunale Präventionsgremien eingeladen. In dem 
Zusammenhang konnte sie sich und ihr Tätigkeitsfeld vor
stellen sowie mögliche Kontakte und Synergien aufzeigen. 
Zusätzlich zu den zwei Austausch- und Vernetzungstreffen 
wurde unter anderem ein Online-Workshop organisiert, 
der sich mit der Ausgestaltung von Schutzkonzepten für 
zivilgesellschaftliche Akteurinnen und Akteure sowie 
gefährdete Gruppen befasste. Dieses Ziel wurde in der 
Förderrichtlinie für die „Partnerschaften für Demokratie“ 
verankert. Die eingerichtete Kontakt- und Fachstelle bildet 
somit das erforderliche Bindeglied zwischen der lokalen, 
der regionalen und der Bundesebene und steuert die stra
tegische Ausrichtung der PfD im Land SH.

-
-

-

-

-

4.2.2. Bildungs- und Informationsstelle für 
Demokratiekompetenz

Das LDZ entschied sich im Jahr 2024, in Anlehnung an das 
zweistufige Verfahren des Bundes ebenfalls ein Interessen
bekundungsverfahren (IBK) durchzuführen. In diesem 
Rahmen hatten alle interessierten Vereine die Möglichkeit, 
ihr Interesse an der Umsetzung eines Projekts zu bekun
den. Im Zuge dieser Weiterentwicklung wurde die Fach
stelle Demokratiepädagogik in die Bildungs- und Informa
tionsstelle für Demokratiekompetenz umbenannt und 
abgelöst sowie finanziell ausgebaut. Im Berichtsjahr wurde 

-

-
-

-
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die Bildungs- und Informationsstelle für Demokratiekom
petenz (BID) mit 100.000 Euro gefördert und von dem 
Träger KAST e. V. erstmalig umgesetzt. Die BID hat das 
Ziel, demokratiepädagogische Angebote für alle Men
schen zugänglich zu machen. Demokratieferne bzw. von 
der Gesellschaft als demokratiefern verstandene Personen 
und Milieus sollen durch das Projekt erreicht werden. Die 
BID wendet sich an pädagogische Fachkräfte von Schulen, 
Jugendhilfe und Kita sowie an Akteurinnen und Akteure in 
Vereinen, Verbänden und Kommunen. Zu den wichtigsten 
Maßnahmen im ersten Projektjahr zählt die breite Netz
werkarbeit, die Schulung von Multiplikatorinnen und Multi
plikatoren sowie die Umsetzung von Bildungsangeboten 
beispielsweise zur Bundestagswahl. 

-

-

-
-

4.2.3. Bildungs- und Informationsstelle für 
Medienkompetenz 

Zum Ende des Jahres 2024 lief die zweite Förderperiode 
des Bundesprogramms „Demokratie leben!“ aus und 
wurde durch die dritte Förderperiode abgelöst. Mit 
Beginn der dritten Förderperiode (ab 2025) legte das LDZ 
seinen eigenständig gewählten Schwerpunkt auf das The
menfeld der Medienkompetenz und initiierte in diesem 
Zusammenhang ein neues Projekt in Form der „Bildungs- 
und Informationsstelle für Medienkompetenz“. Dadurch 
wurde das Ende 2024 auslaufende Modellprojekt „Welt
WEGe“, welches sich mit der Förderung von Demokratie
kompetenz sowie insbesondere mit der Stärkung von 
Medienkompetenz befasste, abgelöst. Die Bildungs- und 
Informationsstelle für Medienkompetenz (sound demo
cracy) befindet sich in Trägerschaft des Deutschen Grenz
vereins e.V. und wurde im Berichtsjahr mit 100.000 Euro 
gefördert. Die Bildungs- und Informationsstelle für Medi
enkompetenz ist als landesweites Angebot implementiert. 
Sie ist eine Anlaufstelle für Kinder, Jugendliche, Eltern, 
Lehrkräfte und Multiplikatorinnen und Multiplikatoren. Das 
Ziel ist, vor allem junge Personen zu einem kompetenten 
und verantwortungsvollen Umgang mit modernen Medien 
und ihren Konfliktfeldern zu befähigen. So wurden im 
Berichtsjahr beispielsweise zwei kostenlose Wochenend
seminare auf dem Scheersberg zum Medienkompetenzer
werb durchgeführt, bei dem junge Teilnehmende zwi
schen verschiedenen Medien-Workshops wählen konnten, 
darunter Audio-, Film- und Social-Media-Angebote; sowie 
Programmieren und Gaming. 

-

-
-

-
-

-

-
-

-

4.3. Kontaktaufbau und -
intensivierung zu religiösen 
Vereinen, Verbänden und 
Initiativen

Auch im Jahr 2025 stand der kontinuierliche Kontaktauf
bau sowie die Intensivierung bestehender Netzwerke mit 
religiösen Vereinen, Verbänden und Initiativen im Mittel
punkt der Tätigkeit der Kontakt- und Fachstelle für religi
öse Vereine, Verbände und Initiativen. Der regelmäßige 
Austausch mit unterschiedlichen Akteurinnen aus Verwal
tung, Bildung, Wissenschaft und Religionsgemeinschaften 
konnte weitergeführt und ausgebaut werden. Hierzu zähl
ten insbesondere Gespräche und Kooperationen mit dem 
Ministerium für Allgemeine und Berufliche Bildung, Wis
senschaft, Forschung und Kultur des Landes Schleswig-
Holstein, Lehrkräften, Stadtteilinstitutionen sowie Vertrete
rinnen religiöser Einrichtungen.

-

-
-

-

-

-

-

Ein besonderer Schwerpunkt lag weiterhin auf der Vernet
zung mit muslimischen Gemeinden und Verbänden in 
Schleswig-Holstein. Im Berichtszeitraum erfolgte unter 
anderem der erstmalige Besuch der Alevitischen 
Gemeinde Kiel e. V. Zudem wurden ausgewählte Kieler 
Moscheegemeinden persönlich besucht, um die Idee 
eines „Runden Tisches Kieler Moscheen“ sowie die Tätig
keit der Kontakt- und Fachstelle vorzustellen. Dabei zeigte 
sich erneut, dass die Kontaktaufnahme und kontinuierliche 
Kommunikation mit einzelnen Gemeinden teilweise her
ausfordernd bleibt. Gründe hierfür liegen unter anderem 
in den begrenzten zeitlichen und personellen Ressourcen 
ehrenamtlich organisierter Vereinsstrukturen. Dennoch 
konnten erste Gespräche geführt und bestehende Kon
takte vertieft werden.

-

-

-

-

Der Ramadan bot auch im Jahr 2025 erneut vielfältige 
Möglichkeiten der Netzwerkarbeit. Veranstaltungen zum 
Fastenbrechen ermöglichten sowohl die Pflege bestehen
der Kontakte als auch die Knüpfung neuer Verbindungen 
innerhalb der muslimischen Community sowie darüber 
hinaus.

-

Auch auf Bundesebene wurde die Netzwerkarbeit fortge
führt. Die Teilnahme an der Deutschen Islamkonferenz in 
Berlin ermöglichte einen fachlichen Austausch mit Akteu
rinnen und Akteuren aus dem gesamten Bundesgebiet 
sowie die Erweiterung bestehender Netzwerke. In diesem 
Rahmen konnte unter anderem der Bundesverband des 
Verbandes der Islamischen Kulturzentren (VIKZ) mit Sitz in 
Köln kennengelernt werden. Außerdem nahm die Fach
stelle an der Vertragsunterzeichnung zwischen dem Lan
desverband VIKZ und dem Land Schleswig-Holstein teil. 
Ein wichtiger Schritt für die zukünftige Zusammenarbeit 
und den Zusammenhalt in der Gesellschaft. 

-

-

-
-

Die Zusammenarbeit mit wissenschaftlichen Einrichtungen 
wurde ebenfalls fortgesetzt. So wurde die Tätigkeit der 
Kontakt- und Fachstelle im Rahmen eines universitären 
Seminars zum Thema „Religion und Ethik“ vorgestellt. Dar-



24

über hinaus fanden Gespräche sowie Unterstützungsleis
tungen im Forschungskontext mit der Christian-Albrechts-
Universität zu Kiel statt.

-

Der interreligiöse Dialog blieb weiterhin ein wichtiger 
Bestandteil der Arbeit. Der Austausch mit der Nordkirche 
wurde auch 2025 fortgeführt, unter anderem im Rahmen 
des Ausschusses Islam der Nordkirche. Ebenso bestand 
ein regelmäßiger und konstruktiver Austausch mit Vertre
terinnen und Vertretern der jüdischen Community, bei
spielsweise mit der Jüdischen Gemeinde Kiel und Region 
e. V. Die Gespräche waren geprägt von gegenseitigem 
Interesse, vertrauensvoller Zusammenarbeit und einem 
gemeinsamen Interesse an gesellschaftlichem Dialog 
sowie demokratischem Zusammenhalt.

-
-

4.4. Forschung
Empirische Forschung wird seitens des LPR und LDZ als 
steter Begleiter erfolgreicher Präventionsarbeit erachtet. 
Durch wissenschaftliche Unterstützung kann zur Qualitäts
sicherung beigetragen werden. Es können beispielsweise 
qualitative und quantitative Methoden Einsatz finden, um 
Projektziele evaluieren und in formativen Prozessen 
betrachten zu können. Aus den gewonnenen Erkenntnis
sen wissenschaftlicher Untersuchungen können Weiterent
wicklungspotenziale identifiziert und Handlungsempfeh
lungen festgeschrieben werden. In den zurückliegenden 
Jahren wurden die Regionalen Beratungsteams gegen 
Rechtsextremismus sowie das Zentrum für Betroffene rech
ter Angriffe evaluiert.

-

-
-

-

-

Die Vorbereitung der Evaluation der Ausstiegs- und 
Distanzierungsberatung wurde im Berichtszeitraum aufge-

nommen und wird im kommenden Jahr umgesetzt 
werden.
Der Koalitionsvertrag (2022-2027) der Landesregierung 
schreibt das Vorhaben fest, die Aussteigerprogramme 
nach einer Analyse unter Einbeziehung externer wissen
schaftlicher und zivilgesellschaftlicher Expertise innerhalb 
der bestehenden Förderlandschaft zu stärken. Aus fachli
cher Sicht ist die wissenschaftliche Begleitung dieser lan
desweit tätigen Ausstiegs- und Distanzierungsberatung 
auch als Maßnahme einer nachhaltigen Qualitätssicherung 
ein wichtiger Baustein für die Präventions- und Interventi
onsarbeit im Land.

-

-
-

-

Weiterhin befand sich im die Fortschreibung der Regional
analysen zum Rechtsextremismus in Schleswig-Holstein im 
Berichtszeitraum in der Umsetzung. 

-

In den Jahren 2013 und 2014 wurden wissenschaftliche 
Untersuchungen zu Rechtsextremismus in Schleswig-Hols
tein durchgeführt, die mit der Aktualisierung der Regional
analysen in 2019 weiter fortgeschrieben wurden. Im 
Berichtszeitraum konnte eine erweiterte Replikation der 
vorgenannten Untersuchungen durchgeführt werden. 
Nach einer Ausschreibung durch das Gebäudemanage
ment Schleswig-Holstein (GMSH) erhielt das Kriminologi
sche Forschungsinstitut Niedersachsen (KfN) 2024 den 
Auftrag, das Forschungsvorhaben umzusetzen und 
begann im November 2024 mit dem Projekt. Im Berichts
zeitraum 2025 wurden nahezu 4.700 Schülerinnen und 
Schüler der siebten und neunten Klassen an Gemein
schaftsschulen und Gymnasien befragt, die erhobenen 
Daten bereinigt und die Auswertung vorgenommen. Für 
die Veröffentlichung der Regionalanalysen ist das erste 
Quartal 2026 avisiert (bei Erstellung des Tätigkeitsberichts 
bereits erfolgt). Im Berichtszeitraum wurden für die Regio
nalanalyse 87.703,00 Euro verausgabt.

-
-

-
-

-

-

-
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5. Veranstaltungen und Vernetzung

Zu den Aufgaben des LPR und des angegliederten LDZ 
gehört die Durchführung von Öffentlichkeitsarbeit sowie 
Veranstaltungen im Themenfeld der Prävention, unter 
anderem in Form von Fachtagen, Konferenzen oder 
Kooperationsformaten.

-

-

-

-

-

5

5.1. Landesdemokratiekonferenz 
-
-

-

-

-

-
-

-
-

Bild: Motiv der Landes
demokratiekonferenz 2025

-

Am 8. Oktober 2025 veran
staltete das beim LPR ange
gliederte LDZ unter dem Titel 
„Verantwortlich handeln – 
Räume für Demokratie öffnen“ 
die diesjährige Landesdemo
kratiekonferenz im Maritim 
Hotel Bellevue in Kiel. Die Ver
anstaltung wurde in diesem 
Jahr zum zweiten Mail öffent
lich beworben und somit 
wieder Interessierten außer
halb des Netzwerks zugäng
lich gemacht. So konnten sich 
insgesamt 180 Teilnehmende 

anmelden und in sachlichen Diskursen austauschen. 
Im Mittelpunkt der Konferenz standen in diesem Jahr die 
Perspektiven von Betroffenen, die Stärkung von Empower
ment-Ansätzen sowie das Verständnis intersektionaler Dis
kriminierungserfahrungen. Ziel war es, eine Plattform für 
Austausch und Diskussion zwischen Zivilgesellschaft, 
Behörden und Wissenschaft zu schaffen.

Ergänzt wurde die Konferenz durch eine Projektmeile, auf 
der verschiedene Initiativen des Landes aus den Berei
chen Demokratieförderung und Extremismusprävention 
ihre Arbeit vorstellen konnten.
In mehreren Panels wurden Diskussionsrunden geschaffen 
und unterschiedliche Themenschwerpunkte vertieft:

> Koalition des demokratischen Handelns (TGS-H & 
Ansprechstelle Antirassismus und Wertebeauftragte der 
Landespolizei & Städteverband SH)

> Zwischen Erschütterung und Empowerment von Betrof
fenen rechter Angriffe (ZEBRA e. V., Alevitische 
Gemeinde SH und Regionale Beratungsteams gegen 
Rechtsextremismus SH)

> Von der Tat zum System – Aufarbeitung und Anerken
nung (SCHURA SH, Zentrale Ansprechstelle LSBTIQ* 
und IQSH)

> Safe(r) Space für von Rassismus und Antisemitismus 
Betroffene (Sabrina Rahimi & Dr. Moris Samen)

Zum Abschluss der Konferenz diskutierten Vertreterinnen 
und Vertreter aus sicherheitsbehördlichen und zivilgesell
schaftlichen Strukturen sowie externe Expertinnen und 
Experten gemeinsam auf dem Podium über demokrati
sche Gestaltungsmöglichkeiten im Spannungsverhältnis 
einer offenen, pluralen Gesellschaft und notwendigen 
Schutzräumen für Betroffene.
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5.2. Beratungsnetzwerk gegen 
Rechtsextremismus

Die ebenso wie die Landesdemokratiekonferenz alljährlich 
stattfindende Sitzung des Beratungsnetzwerks gegen 
Rechtsextremismus (vgl. Kapitel 4.1.1.), in welcher der 
Fokus auf dem Phänomenbereich Rechtsextremismus 
liegt, wurde im Berichtszeitraum 2025 in Präsenz unter 
Beteiligung von rund 70 Akteurinnen und Akteuren durch
geführt, die sich gemeinsam zu dem Thema „Demokratie
feindlichen Normalisierungen und rechter Gewalt gemein
sam entgegenwirken“ ausgetauscht haben.

-
-
-

Es ging darum, Perspektiven der Zivilgesellschaft, der 
Sicherheitsbehörden und der Wissenschaft gewinnbrin
gend in den Dialog zu bringen. 

-

Ziel war es, auf Basis aktueller Erkenntnisse im Kontext 
„Rechts“ neue Impulse und Handlungsansätze für eine 
gemeinsame Rechtsextremismusprävention im Land 
Schleswig-Holstein zusammenzutragen. Neben dem 
Thema der Online-Radikalisierung und präventiven Maß
nahmen im digitalen Raum kristallisierte sich die Ziel
gruppe der Kinder und Jugendlichen weiter heraus. Des
halb wird in dem kommenden Jahr auf Basis neuer 
Erkenntnisse durch die Regionalanalysen (vgl. Kap. 4.4.) an 
der Weiterentwicklung bestehender und der Ausgestal
tung neuer Präventionsmaßnahmen in diesem Kontext 
gearbeitet werden.

-
-

-

-

5.3. Internationale Wochen 
gegen Rassismus

-

-

-

-

-

-
-

-
-

-

-

-

-

-
-

-
-

-

Bild: Motiv der schleswig-hols
teinischen IWgR 2025

Im Rahmen der Internationalen Wochen gegen Rassismus 
(IWgR) vom 17. bis 30. März 2025 koordinierte das LDZ 
wieder das landesweite Programm für Schleswig-Holstein 

und organisierte zum dritten 
Mal in Folge zusammen mit 
der Landesbeauftragten für 
Flüchtlings-, Asyl- und 
Zuwanderungsfragen Schles
wig-Holstein die jährliche 
Eröffnungsveranstaltung der 
Aktionswochen in Schleswig-
Holstein.  Unter dem Motto 
„Menschenwürde schützen“ 
konnte in Schleswig-Holstein 
erneut ein vielfältiges und 
landesweites Programm auf
gelegt werden, das sich an 

alle Einwohnerinnen und Einwohner Schleswig-Holsteins 
richtete. Ein Fokus der Eröffnungsveranstaltung 2025 
wurde neben der Beschäftigung mit den universellen 
Menschenrechten auf die Phänomene anti-asiatischer und 

anti-muslimischer Rassismus gelegt. 
Zur Eröffnung hielt Kultur- und Politikwissenschaftler Dr. 
Kien Nghi Ha eine Keynote über Wirkungen und verschie
dene Äußerungsformen des Rassismus.
Da die Eröffnungsveranstaltung zeitgleich zum Beginn des 
Fastenmonats Ramadan stattfand, gab es für Fastende im 
Rahmen der Veranstaltung die Möglichkeit zum Fasten
brechen.

-

Neben der Eröffnungsveranstaltung organisierte das LDZ 
gemeinsam mit dem Städteverband Schleswig-Holstein am 
24. März 2025 eine Kooperationsveranstaltung zum Thema 
„Rassismus in Verwaltungen (k)ein Problem?“ im Landes
haus. Während der Veranstaltung wurde deutlich, dass die 
Antirassismusarbeit auch in kommunalen Verwaltungen 
weiterhin bedeutsam für die Stärkung der Demokratie, Inte

grationsleistung der Gesell
schaft und Teilhabe ist. Die 
Veranstaltung wurde durch 
die Bürgerbeauftragte des 
Landes Samiah El Samadoni 
eröffnet und durch einen wis
senschaftlichen Input zur Ein
ordnung von Rassismus in 
öffentlichen Verwaltungen 
von Prof. Dr. Karim Fereidooni 
ergänzt.

Bild: Motiv der Eröffnungs
veranstaltung IWgR 2025 in 
Schleswig-Holstein

Das Programm der IWgR 
2025 in Schleswig-Holstein 
wurde im Vorwege erneut 
gemeinsam in einem über 
das LDZ koordinierten Fach

arbeitskreis (FAK) entwickelt, an dem sich staatliche und 
nichtstaatliche Akteurinnen und Akteure beteiligten. 2025 
beteiligten sich wieder knapp 60 Teilnehmende am FAK.
Das gemeinsame Programm für Schleswig-Holstein 
umfasste ca. 90 Veranstaltungen und Angebote im Land, 
was einen erneuten Rekord darstellte (2023: 67; 2022: 51; 
2021: 31; 2020: 19). Zur besseren Orientierung im Pro
grammheft wurden die Veranstaltungen daher wieder 
geografisch und nach besonders angesprochener Ziel
gruppe sortiert. Auf der gesonderten Landingpage zu den 
IWgR konnten alle Veranstaltungen online nach bestimm
ten Filtern eingesehen werden.1 Fast alle Angebote waren 
kostenfrei und wurden größtenteils öffentlich angeboten. 

1 Jährlich abrufbar unter: www.ldz-sh.de/iwgr. 

Die Verteilung der Programmhefte im Land erfolgte 
zudem durch die freiwillige Unterstützung der Bibliothe
ken SH, die dazu beitrugen, dass die Programme landes
weit in den Bibliotheken verfügbar waren.
Auch 2025 wurde eine landesweite Öffentlichkeitsarbeit 
zu den IWgR umgesetzt. Neben einer Plakataktion zum 
Gesamtprogramm und zur Eröffnungsveranstaltung wurde 
die landesweite Banner- und Flaggenaktion aus dem Jahr 
2023 wiederholt, an der sich erneut viele zivilgesellschaftli
che Vereine und weitere Netzwerkpartnerinnen und -part

http://www.ldz-sh.de/iwgr
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ner beteiligten. An der Flaggenaktion beteiligten sich 
zudem wieder alle Ressorts, mehrere nachgeordnete 
Bereiche wie die Polizeidirektionen, Finanzämter und Lan
desämter. In der Landeshauptstadt wurden die IWgR und 
die Eröffnungsveranstaltung außerdem erneut über digi
tale Screens beworben. 

-

-

Im Rahmen der Organisation und Koordination der IWgR 
konnte das Netzwerk der Antirassismusarbeit in Schleswig-
Holstein, in dem sowohl behördliche Akteure wie die am 
Landesaktionsplan gegen Rassismus beteiligten Ministe
rien, Landesbeauftragten und die Landespolizei als auch 
die kommunalen Koordinierungsstellen für Integration 
und Teilhabe vertreten sind, verstetigt und weiter ausge
baut werden. 

-

-

5.4. Schleswig-Holsteinischer 
Präventionstag (SHPT) 

Am 19. November 2025 lud der LPR zum Schleswig-Hols
teinischen Präventionstag (SHPT) in das Holstenhallen 
Congress Center (HCC) nach Neumünster ein.

-

Unter dem Leitthema „Sicherheit in der Kommune“ 
nahmen an der Veranstaltung zahlreiche Gäste aus der 
kommunalen Verwaltung, der Polizei sowie Akteure aus 
der Zivilgesellschaft teil.
Unter der fachkundigen Moderation von Julia Rettig und 
Elisabeth Pohlgeers von der Stiftung SPI, Kooperationsver
bund Demokratische Konfliktbearbeitung, konnten den 
Teilnehmenden interessante Vorträge sowie verschiedene 
Foren zum gemeinsamen Austausch angeboten werden.

-

Nach einem kurzen Grußwort durch Staatssekretär Dr. 
Sönke Schulz folgten zunächst zwei impulsgebende Vor
träge durch

-

> Dr. Anke Schröder, LKA Niedersachsen, Dez. Forschung: 
„Facts and Feelings – Missverhältnis von tatsächlicher 
und gefühlter Sicherheit“

> Jana Martin, Polizeidirektion Neumünster, zusammen 
mit Frauke Schultz, Stadtverwaltung Neumünster: „Das 
Projekt „ELSA“ – Evidenzbasierte Lokale Sicherheitsana
lyse,

-

Diese eröffneten nicht nur den Einstieg zu einer regen und 
anspruchsvollen Diskussion, sondern spiegelten gleichzei
tig die Wichtigkeit des gewählten Leitthemas wider.

-

Bei dem Thema des zweiten Vortrages handelt es sich um 
ein vom Bundeskriminalamt (BKA) entwickeltes Projekt, 
welches zum Ziel hat, auf Basis objektiver Daten und wis
senschaftlicher Methoden Maßnahmen zur Erhöhung der 
öffentlichen Sicherheit zielgerichteter und effektiver zu 
gestalten.

-

Nach einer kurzen Netzwerkpause konnten sich die Teil
nehmenden am Nachmittag in drei Foren weiteren Input 
zu verschiedenen Themen und Projekten holen. Vortra
gende waren

-

-

> Tobias Wollborn, Projektkoordinator, Sönke-Nissen-Park 
Stiftung: „StoP Glinde – Stadt ohne Partnergewalt. Ein 
sozialraumorientiertes Projekt zu Prävention von Part
nergewalt“

-

> Julia Rettig und Elisabeth Pohlgeers, Stiftung SPI: „ Kon
flikte als Chance? Perspektiven der kommunalen Kon
fliktbearbeitung“

-
-

> Miriam Schnürer, BSKI e. V.: „DiANA – Digitale Alarm- 
und Notfallkommunikation zur Prävention und Steige
rung subjektiver Sicherheit in der Gesellschaft“

-

Auch hier erhielten die Teilnehmenden wertvolle und 
umfangreiche Informationen und ausreichend Raum, 
Fragen zu stellen und gemeinsam in interessante Diskussi
onen einzusteigen.

-

Der gemeinsame Ausklang wurde abschließend von den 
Teilnehmenden nochmals zahlreich zum gegenseitigen 
Austausch und zur Vernetzung genutzt.

5.5. Facharbeitskreise des 
Landesdemokratiezentrums

Die inhaltliche Arbeit zu Fragen der Prävention in den Fel
dern der Extremismusprävention und Demokratieförde
rung findet unter anderem in den im Bericht bereits 
erwähnten Facharbeitskreisen (FAK) des LDZ statt. Das 
Format eines Facharbeitskreises kann einberufen werden, 
wenn ein spezifisches Thema vertieft besprochen werden 
soll. Das LDZ selbst oder Akteurinnen und Akteure aus 
dem Netzwerk bieten in Abstimmung mit dem LDZ ein 
Zusammenkommen im FAK an. Dort werden dann die the
matische Ausrichtung und Zielstellung der Facharbeits
gruppe besprochen. Die FAK bieten die Möglichkeit, 
inhaltlich auf aktuelle Entwicklungen angemessen reagie
ren zu können. Gesellschaftlich bedeutsame Querschnitts
themen wie Antifeminismus oder antimuslimischer Rassis
mus können in diesem Rahmen intensiv und phänomen
übergreifend bearbeitet werden. In der Regel gehen aus 
den FAK gemeinsam erarbeitete und getragene Ergeb
nisse zur Ausgestaltung der Präventionsarbeit im Land 
hervor. Auch die Planung der jährlich vom LDZ koordinier
ten IWgR wird beispielsweise im Rahmen eines wiederkeh
renden FAK durchgeführt.

-
-

-
-

-
-
-

-

-

-
-

Eine Übersicht zu den bestehenden Facharbeitskreisen im 
Berichtszeitraum bietet die folgende Darstellung:

Titel der Facharbeitskreise des LDZ

> Internationale Wochen gegen Rassismus
> Türkischer Ultranationalismus
> Wissenschaft und Praxis – religiös begründeter Extre

mismus
-

> Antimuslimischer Rassismus
> Queerfeminismus
> Antisemitismus und Verschwörungsideologien
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6. Umsetzung von 
Präventionsmaßnahmen aus 
dem Koalitionsvertrag

In den Koalitionsverträgen der Legislaturperioden 2017-
2022 und 2022-2027 wurden auch durch den LPR mit dem 
angegliederten LDZ zu bearbeitende Präventionsthemen 
aufgenommen bzw. weitergeführt, von denen hier einige 
exemplarisch dargestellt sind.

6.1. Landesaktionsplan gegen 
Rassismus

Mit der Veröffentlichung des Landesaktionsplans (LAP) 
gegen Rassismus im Jahr 2021 hat die schleswig-holsteini
sche Landesregierung ein deutliches Zeichen gegen jede 
Form der rassistischen Diskriminierung und für Vielfalt, 
Toleranz und Respekt in Schleswig-Holstein gesetzt.

-

Dem Aktionsplan liegt der Wunsch zugrunde, dass inner
halb und außerhalb der Landesverwaltung alle Menschen 
in Schleswig-Holstein ein Bewusstsein für die Problematik 
des Rassismus entwickeln, Sensibilisierung erfahren und 
angeregt werden, einen eigenen Beitrag gegen Rassismus 
zu leisten. Dabei soll insbesondere die Perspektive von 
Betroffenengruppen von Rassismus stärker in den öffentli
chen Fokus gerückt werden.

-

-

-
-

-
-

-

-

-

-

6

Bild: Cover des Landesaktions
plan gegen Rassismus

-

Der Aktionsplan ist das Resultat eines im Jahr 2019 auf 
Grundlage des Koalitionsvertrags für die 19. Wahlperiode 
des Schleswig-Holsteinischen Landtages (2017-2022) 

angestoßenen partizipativen 
Erstellungsprozesses. Der 
Prozess erfolgte in ressort
übergreifender Zusammenar
beit gemeinsam mit allen 
Beauftragten des Landes und 
der Antidiskriminierungs
stelle sowie unter Einbin
dung zivilgesellschaftlicher 
Akteure in For m von zwei 
Dialogveranstaltungen. Die 
koordinierende Federfüh
rung erfolgte durch das 
Innenministerium und dem 
dort dienstlich angebunde

nen LPR und dem LDZ Schleswig-Holstein.
Gemeinsam verschieden – Für Vielfalt, Toleranz und 
Respekt: Das ist das Leitbild und zugleich Untertitel des 
Landesaktionsplans gegen Rassismus, den Schleswig-Hols
tein als eines der ersten Bundesländer beschlossen hat. 
Der schleswig-holsteinische Aktionsplan ist dabei auch das 
bisher umfassendste Maßnahmenpaket, das auf Länder
ebene verabschiedet wurde.
Der Landesaktionsplan gegen Rassismus enthält insgesamt 
158 Maßnahmen gegen Rassismus, wovon 127 bereits vor 
der Verabschiedung des Aktionsplans im Jahr 2021 auf 
Landes- und kommunaler Ebene bestanden. Neben dem 
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weiteren Ausbau der Wissenschaft und Forschung zu Ras
sismus wurden drei maßgebliche Handlungsfelder identi
fiziert, die den Aktionsplan zugleich inhaltlich strukturieren: 
Der Schutz vor rassistischer Diskriminierung auf individuel
ler und institutioneller Ebene, die Demokratiebildung und 
rassismuskritische Aufklärungsarbeit im Bereich (frühe) Bil
dung und politische Bildung sowie das gesellschaftliches 
Engagement gegen Rassismus und für Demokratie.

-
-

-

-

Die im Landesaktionsplan insgesamt 31 neu beschlosse
nen Maßnahmen gegen Rassismus betreffen alle Bereiche 
der Landesverwaltung und sollen von den Ressorts sowie 
den nachgeordneten Behörden und den Landesbeauftrag
ten eigenverantwortlich innerhalb von fünf Jahren umge
setzt werden. Mittelbar sollen dadurch alle gesellschaftli
chen Bereiche in Schleswig-Holstein erreicht werden.

-

-
-
-

Zur Begleitung des Umsetzungsprozesses des Landesakti
onsplans gegen Rassismus wurde 2022 eine Landeskoor
dinierungsstelle Antirassismus beim LDZ eingerichtet. Von 
dort werden der interministerielle Austausch federführend 
organisiert, Veranstaltungen geplant und Maßnahmen zur 
Öffentlichkeitsarbeit angestoßen. Projektförderungen im 
Bereich der Antirassismusarbeit, die bereits in den Jahren 
zuvor durch den LPR und das LDZ umgesetzt wurden, 
werden von hier zudem perspektivisch weiter ausgebaut.

-
-

Die Landeskoordinierungsstelle lädt alle beteiligten Res
sorts und Landesbeauftragten in regelmäßigen Abständen 
zum oben beschriebenen Jour fixe ein und ist Ansprech
partnerin für übergeordnete Fragestellungen zur Umset
zung der im Aktionsplan beschlossenen Maßnahmen. Sie 
verantwortet zudem die Aktualisierung der Themenseite 
auf dem Landesportal und informiert in regelmäßigen Info
Mails einen wachsenden Verteiler über aktuelle Themen 
und Entwicklungen im Themenbereich des Landesaktions
plans gegen Rassismus. Zur weiteren Bekanntmachung 
des Aktionsplans steht sie allen Ressorts weiterhin für Infor
mationsveranstaltungen, Vorträge oder die Organisation 
fachspezifischer Workshops zur Verfügung.

-

-
-

-

-

-

Seit 2022 ist die Landeskoordinierungsstelle zudem für die 
Ausgestaltung und Organisation der Internationalen 
Wochen gegen Rassismus zuständig.
Im Juli 2023 wurde ein Bericht zur Umsetzung des Landes
aktionsplans gegen Rassismus veröffentlicht, der die bishe
rige Arbeit der Landesverwaltung zum LAP gegen Rassis
mus zusammenfasst.2 Darin wird dargestellt, welche Maß
nahmen in Planung sind, welche bereits begonnen 
wurden, wann die Maßnahmen voraussichtlich abgeschlos
sen sein sollen und welche Mittel für die Maßnahmen ein
gestellt beziehungsweise noch in den folgenden Jahren 
erforderlich sein werden. Zum Zeitpunkt der Berichtserstel
lung konnten 8 der 31 neu beschlossenen Maßnahmen im 
Handlungsbereich der Landesregierung umgesetzt 

-
-

-
-

-
-

-

werden. 14 davon befanden sich im Umsetzungsprozess. 
Eine aktuelle Übersicht zum Umsetzungsstand aller 31 
Maßnahmen mit Hintergrundinformationen zum LAP 
gegen Rassismus kann auf der 2023 veröffentlichten The
menseite im Landesportal eingesehen werden.3

-

-

-
-

-
-

-
-

-

-
-

-

-

-
-

-

2 Vgl. https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/drucks/01300/drucksache-20-01319.pdf (letzter Aufruf: 11.05.2026).
3 Vgl. https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/themen/demokratie-gesellschaft/gegen-rassismus/_documents/fh_neueMassnahmen  

(letzter Aufruf: 11.05.2026).

Obwohl die für die Umsetzung neuer Maßnahmen zustän
digen Ressorts und Landesbeauftragten die Ziele des LAP 
gegen Rassismus entschieden aufgegriffen haben und sich 
mehrheitlich sogar über ihre Verpflichtung hinaus für deren 
Umsetzung einsetzen, wird deutlich, dass die Sensibilisie
rung der Mitarbeitenden in den Ressorts weiterhin ausbau
fähig ist. 
Seit 2022 war das LDZ über die Landeskoordinierungsstelle 
Antirassismus Mitglied im Beirat der Bundesregierung zur 
Umsetzung der UN-Dekade für Menschen afrikanischer 
Herkunft.4 Der schleswig-holsteinische Landesaktionsplan 
gegen Rassismus konnte in diesen Formaten auf Bundes
ebene vorgestellt und daraus wichtige Weiterentwicklungs
impulse gezogen werden. Damit werden neben den spezi
fisch auf den Landesaktionsplan gegen Rassismus bezoge
nen Zielen im Koalitionsvertrag für die 20. Wahlperiode des 
Schleswig-Holsteinischen Landtages (2022-2027) auch das 
darin festgehaltene Engagement Schleswig-Holsteins auf 
bundesweiter Ebene umgesetzt. Der Beirat zur Umsetzung 
der UN-Dekade hat 2025 seine Arbeit eingestellt.

4 Vgl. https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/ministerium/behoerden-beauftragte-beiraete-gremien/un-dekade/der-beirat-der-koordinierungsstelle-
223218 (letzter Aufruf: 11.05.2026).

Auch auf Landesebene werden weiterhin Vorträge durch 
die Landeskoordinierungsstelle Antirassismus zum Landes
aktionsplan gegen Rassismus angeboten. Im Jahr 2025 
wurde der Landesaktionsplan im Forum für Migrantinnen 
und Migranten im Rathaus in Kiel vorgestellt und gemein
sam diskutiert. Weiterhin wurde im Rahmen der bundes
weiten Aktionswochen gegen antimuslimischen Rassismus 
am 20. Juni 2025 eine Kooperationsveranstaltung gemein
sam mit der Landesbeauftragten für Flüchtlings-, Asyl- und 
Zuwanderungsfragen des Landes im Innenministerium 
durchgeführt. Der Vortrag von Saba-Nur Cheema, die Mit
glied im unabhängigen Expertenkreis Muslimfeindlichkeit 
(UEM) der Bundesregierung 2020-2023 gewesen ist, fokus
sierte den 2023 veröffentlichten Bericht der Bundesregie
rung „Muslimfeindlichkeit – Eine deutsche Bilanz“.

6.2. Antisemitismusprävention
Die Bekämpfung von Antisemitismus auf allen Ebenen 
und in allen Erscheinungsformen ist im Koalitionsvertrag 
2022-2027 festgehalten. Das LDZ ist auf Leitungsebene 
Mitglied der Interministeriellen Arbeitsgruppe (IMAG) zur 
Erarbeitung eines Landesaktionsplans gegen Antisemitis
mus, der ebenfalls als Ziel im Koalitionsvertrag benannt ist. 

https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/drucks/01300/drucksache-20-01319.pdf
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/themen/demokratie-gesellschaft/gegen-rassismus/_documents/fh_neueMassnahmen
https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/ministerium/behoerden-beauftragte-beiraete-gremien/un-dekade/der-beirat-der-koordinierungsstelle-223218
https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/ministerium/behoerden-beauftragte-beiraete-gremien/un-dekade/der-beirat-der-koordinierungsstelle-223218
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Die IMAG tagte im Berichtszeitraum zweimal.
Die 2003 eingerichtete Kontakt- und Fachstelle für Antise
mitismusprävention des LDZ ist Mitglied in allen drei 
Arbeitsgruppen, in denen der Landesaktionsplan erarbei
tet wird. Der LAP gegen Antisemitismus wurde 2025 finali
siert, daher fand jeweils eine Sitzung der Arbeitsgruppen 
sowie eine gemeinsame Abschlusssitzung statt.

-

-
-

Auf Leitungsebene ist das LDZ zudem Mitglied des 
Runden Tisches „SHalom & Moin“ zur Förderung des jüdi
schen Lebens und gegen Antisemitismus in Schleswig-
Holstein. Der Runde Tisch tagte im Berichtszeitraum zwei
mal. Eine Sitzung widmete sich der Thematik „Wurzeln des 
Antisemitismus“, hier war die Antisemitismusforscherin 
Prof. Dr. Dr. h.c.Monika Schwarz-Friesel als externe Exper
tin geladen. Die zweite Sitzung des Runden Tisches fand 
im Jüdischen Museum in Rendsburg statt.

-

-

-

Das LDZ ist außerdem Mitglied der Bund-Länder-Arbeits
gruppe (BLAG) „Handlungsbedarf aufgrund zunehmender 
antisemitischer und antiisraelischer Hetze vor dem Hinter
grund des Nahost-Konflikts“ des AK II in Zusammenarbeit 
mit dem AK IV der Ständigen Konferenz der Innenminister 
und -senatoren der Länder (IMK). Die BLAG legte der IMK 
einen Bericht vor, der Maßnahmen der Antisemitismusprä
vention in Bund und Ländern zusammenfasst und darstellt.

-

-

-

Seit 2018 fördert das LDZ die Landesweite Informations- 
und Meldestelle Antisemitismus (LIDA-SH), die sich in Trä
gerschaft von ZEBRA e. V. befindet. Nachdem LIDA-SH im 
Jahr 2024 einen massiven Anstieg an antisemitischen Vor
fällen im Land verzeichnet hatte, konnte die Maßnahme im 
Berichtszeitraum durch Gelder der Fraktionen erneut auf
gestockt werden.

-

-

-

6.3. Gegen Hass und Hetze im 
kommunalen Raum

Aus dem Koalitionsvertrag 2022-2027 geht der Auftrag 
hervor, eine Anlaufstelle unter Berücksichtigung bestehen
der Strukturen zum Schutz von ehrenamtlichen und haupt
amtlichen Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpoliti
kern sowie Mitarbeitenden in öffentlichen Verwaltungen 
zu schaffen und Präventionsmaßnahmen einzuführen. 

-
-

-

Hierzu wurde beim im LPR angesiedeltem LDZ die „Kon
takt- und Fachstelle gegen Hass und Hetze“ zum 01. Juni 
2023 eingerichtet. Mittel wurden hierzu im Rahmen des 
Bundesprogramms „Demokratie leben!“ zur Verfügung 
gestellt. In 2025 wurde die „Anlaufstelle zum Schutz ehren
amtlicher und hauptamtlicher Kommunalpolitikerinnen 
und Kommunalpolitiker sowie Mitarbeiterinnen und Mitar
beiter in öffentlichen Verwaltungen“ um eine Personal
stelle erweitert. 

-

-

-
-

Im Berichtszeitraum wurde das Netzwerk zum Schutz 
(potentiell) Betroffener kontinuierlich ausgebaut, wodurch 
eine breitere Verweisberatung ermöglicht wird. Ebenso 
wurde auf der Webseite des LPR Informationen für Kom
munalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker übersichtlich 

-

dargestellt, sodass bei Bedarf Unterstützungsangebote 
schnell zugreifbar sind. Eine stetige Weiterentwicklung ist 
weiter in Bearbeitung. Grundlage hierfür ist die Vernet
zung auf Bundes- und Landesebene.

-

Unter dem Titel „Engagiert und angefeindet – Unterstüt
zungsangebote für Kommunalpolitikerinnen und Kommu
nalpolitiker“ wurde der Auftakt für das Format einer Platt
form zum Erfahrungsaustausch geschaffen. Neben der 
Möglichkeit, sich über Erfahrungen auszutauschen, dient 
die Plattform auch zur Wissensvermittlung. Neben der Auf
taktveranstaltung wurden weitere Veranstaltungen in 
Kooperation mit Institutionen aus Schleswig-Holstein und 
dem Bundesgebiet durchgeführt.

-
-

-

-

Im Jahr 2025 wurden die Informationsbeschaffung sowie 
die Vernetzung auf Landes- und Bundesebene weiter aus
gebaut und die Präventionslandschaft im Themenfeld 
weiter erfasst. Die „Anlaufstelle zum Schutz ehrenamtlicher 
und hauptamtlicher Kommunalpolitikerinnen und Kommu
nalpolitiker sowie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
öffentlichen Verwaltungen“ arbeitet weiterhin lösungsori
entiert an den Bedarfen der Zielgruppe. 

-

-

-

6.4. Antiziganismusprävention 
Schleswig-Holstein hat sich zum Schutz und zur Förderung 
der deutschen Sinti und Roma verpflichtet. Im Koalitions
vertrag wird dabei auch die Antiziganismusprävention her
vorgehoben. Die Landesregierung unterstützt die Maß
nahmen, die im Bund vereinbart wurden, um Antiziganis
mus zu bekämpfen und möchte die Finanzierung von 
Projekten im Themenfeld fortentwickeln. Die Kontakt- und 
Fachstelle für Antiziganismusprävention des LDZ, die 2023 
eingerichtet wurde und durch das Bundesprogramm 
„Demokratie leben!“ gefördert wird, hat sich dieser Auf
gabe angenommen. Nachdem 2024 eine landesweite 
Meldestelle zu antiziganistischen Vorfällen (MIA SH) aufge
baut wurde, erfolgte zu Beginn des Jahres 2025 ein perso
neller Wechsel, infolgedessen die Kontakt- und Fachstelle 
neu besetzt wurde. Vor diesem Hintergrund lag der 
Schwerpunkt des Jahres insbesondere auf dem Aufbau 
und der Erweiterung von Netzwerken. Inzwischen besteht 
eine enge Zusammenarbeit mit dem Beauftragten des 
Ministerpräsidenten in Angelegenheiten nationaler Min
derheiten und Volksgruppen, Grenzlandarbeit, Nieder
deutsch und gegen Antiziganismus. Auch mit dem Ver
band Deutscher Sinti und Roma e. V., Landesverband 
Schleswig-Holstein wird ein enger fachlicher Austausch 
gepflegt und bei Veranstaltungen partnerschaftlich koope
riert.

-
-

-
-

-

-
-

-
-
-

-

Auf überregionaler Ebene erfolgt eine aktive Mitwirkung. 
So nahm die Kontakt- und Fachstelle am Bundeskongress 
des Kooperationsverbundes gegen Antiziganismus teil 
und beteiligte sich beim zweitägigen „Forum Sinti und 
Roma 2025“. Darüber hinaus hat das LDZ einen Sitz in der 
Bund-Länder-Kommission zur Bekämpfung von Antiziga
nismus und für das Leben der Sinti und Roma inne und 

-
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brachte dort bei der zweiten ordentlichen Sitzung am 5. 
Dezember die schleswig-holsteinische Perspektive ein.

6.5. Stärkung kommunaler 
Präventionsmaßnahmen

Der LPR hat die Kommunen bei der Einrichtung und der 
Arbeit kommunaler Präventionsgremien zu beraten und 
begleitend zu unterstützen.
Nachdem in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre landes
weit „Aufbauarbeit“ betrieben wurde, folgte eine Phase 
der Konsolidierung, bevor festgestellt werden musste, 
dass einzelne kommunale Präventionsgremien ihre Arbeit 
offenbar stark reduziert oder sogar eingestellt hatten. Es 
ist aber darauf hinzuweisen, dass sich Schleswig-Holstein 
mit dieser über das Land sichtbar eingeschränkten kom
munalen Präventionsaktivität nicht von einem bundeswei
ten Trend abgekoppelt hatte. Es lagen Hinweise vor, dass 
bei den KPR methodische und strukturelle Schwierigkei
ten/Veränderungen als Hemmnisse erfolgreicher Arbeit 
erkannt wurden.

-

-
-

-

Um dieser Gesamtentwicklung nachhaltig entgegenzuwir
ken, wird diese Arbeit seit dem 1. August 2018 durch die 
eingerichtete Koordinierungs- und Fachstelle „Kommunale 
Präventionsgremien“ begleitet.

-

Die Fachstelle unterstützt die kommunalen Präventions
gremien durch fachliche und persönliche (Vor-Ort-) Bera
tung zu strategischen, inhaltlichen und strukturellen 
Fragen, zu Gründung und laufendem Geschäft bis hin zu 
gezielter Beratung bei der Konzeption und Umsetzung 
von Projekten. Die Fach- und Koordinierungsstelle dient 
als eine landes
weite Unterstützung für kommunale Präventionsgremien 
und besitzt eine Schlüsselfunktion hinsichtlich der Bünde
lung von Informationen, Aktivitäten und der Vernetzung. 
Die Beratungs- und Begleitungsfunktion auf Landesebene 
umfasst somit sowohl eine inhaltlich-fachliche als auch 
eine strukturelle Dimension.

-
-

- 

-

In einigen schleswig-holsteinischen Kommunen sind Prä
ventionsräte seit Jahren fest etabliert. Andernorts zeigt 
sich in den letzten Jahren vermehrt Interesse an dem Kon
zept und an einer professionellen Umsetzung eines KPR. In 
der Phase der erstmaligen Einführung der Räte und des 
Aufbaus (1990er Jahre) wurden primär Wissenspakete zu 
Themen der Präventionsarbeit nachgefragt. Heutzutage 
wünschen sich Akteurinnen und Akteure aus den Kommu
nen zusätzlich Prozessbegleitung und „Coaching“. Jene 
Akteurinnen und Akteure der Präventionsarbeit wollen 
befähigt werden, so die Erfahrung, ihre Arbeit vor Ort dau
erhaft, ganzheitlich und flexibel zu organisieren. Auf Basis 
der vorhandenen Ressourcen und durch eine passgenaue 
und dosierte externe Anleitung werden sie geschult, Pro
blemlösungen bzw. Handlungsstrategien eigenständig zu 
entwickeln und Möglichkeitsräume zu erweitern.

-

-

-

-

-

Ein inzwischen etabliertes Hilfsinstrument stellt der 2021 

fertig gestellte und Standards beschreibende Beratungs
ordner „Kommune beugt vor“ dar, welcher den KPR unter 
anderem Ansätze und Strategien dazu bietet, wie Projekte 
umgesetzt werden können. Er zeigt außerdem die Vorteile 
einer Gremiengründung auf und gibt Hinweise auf sinn
vollerweise zu beteiligende Stellen und Organisationsfor
men eines Rates. Derzeit befindet sich der Beratungsord
ner in Aktualisierung bzw. Überarbeitung.

-

-
-
-

Mit Stand Dezember 2025 sind in Schleswig-Holstein ca. 
50 Präventionsräte aktiv tätig. Diese werden kontinuierlich 
in der kommunalen Präventionsarbeit unterstützt.
Zu erwarten und auch angestrebt war durch die Einrich
tung der Koordinierungs- und Fachstelle für kommunale 
Präventionsgremien eine Ausweitung der kriminalpräventi
ven Projektförderung im Zusammenwirken mit den betreu
ten Gremien.

-

-
-

So sind die KPR durch entsprechenden Informationserhalt 
zum Thema Förderung oftmals zumindest vermittelnd 
oder selbst als Antragsteller in die Bezuschussung von Prä
ventionsprojekten durch den LPR involviert. 

-

6.6. Präventionsmaßnahmen für 
Seniorinnen und Senioren 

Laut dem aktuell bestehenden Koalitionsvertrag ist der 
Schutz von Seniorinnen und Senioren insbesondere vor 
skrupellosen Betrugsmaschen ein bedeutsames Thema. 
Dazu existiert bereits seit 2013 das von der Landespolizei 
gemeinsam mit dem LPR initiierte Projekt „Sicherheitsbe
rater für Senioren“ (SfS). Dabei werden interessierte Senio
rinnen und Senioren, häufig mit beruflich ins Themenfeld 
passendem Hintergrund, als Multiplikatorinnen und Multi
plikatoren für die Zielgruppe ausgebildet. Es folgen 
sodann in Zusammenarbeit mit der örtlich zuständigen 
Polizeidienststelle Beratungstätigkeiten. Entsprechende 
Fortbildungen finden im Rahmen besonderer Angebote 
oder innerhalb der turnusmäßig stattfindenden Lenkungs
gruppensitzungen der Sicherheitsberater für Senioren 
statt. Federführend ist die Zentralstelle Prävention des Lan
despolizeiamtes (LPA 132).

-
-

-

-

-

Weiterhin existieren Informationsbroschüren zu unter
schiedlichen insbesondere Seniorinnen und Senioren 
betreffende Themen. Unter Federführung von LPA 132 
wurde bereits 2023 die Kampagne „Tolle Tasche gegen 
miese Masche“ mit Material zur Öffentlichkeitsarbeit und 
Initiierung regionaler Informationsveranstaltungen zu den 
Themen Betrug und Taschendiebstahl begonnen und 
auch 2025 fortgeführt.

-

Auch für 2026 ist die Gewinnung weiterer SfS‘ler für eine 
zahlenmäßig weitestgehend homogene Verteilung in der 
Fläche der Polizeibehörden Schleswig-Holsteins eine ÖA-
Aufbereitung in den Medien geplant.
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7. Anlagen

I. Geschäftsordnung LPR 
vom 25.09.2023

Geschäftsordnung des Landespräventionsrates 
bei der Innenministerin / dem Innenminister 
des Landes Schleswig-Holstein

§ 1 Zweck und Ziel
Zweck und Ziel des Landespräventionsrates (LPR) ist es, 
durch Unterstützung staatlicher und insbesondere nicht
staatlicher Maßnahmen die Kriminalität in Schleswig-Hols
tein zu reduzieren und deren Folgen abzumildern und 
somit das Sicherheitsgefühl in der Bevölkerung zu stärken. 
Der Tätigkeit des Landespräventionsrates liegt dabei die 
Überlegung zugrunde, dass Prävention als gesamtgesell
schaftliche Aufgabe zu verstehen ist und nur gemeinsam 
erfolgreich durchgeführt werden kann. Der Landespräven
tionsrat erörtert und analysiert die Entwicklung der Krimi
nalität und ihre Bedingungen, berät die Landesregierung 
in kriminalpolitischen Fragen und vermittelt hierzu wissen
schaftliche Erkenntnisse und praktische Erfahrungen. Er 
unterbreitet Vorschläge zum Umgang mit bestimmten Kri
minalitätsphänomenen und spricht Empfehlungen für prä
ventive Konzepte aus.

-
-

-

-
-

-

-
-

§ 2 Aufgaben und Themenfelder
(4) Zur Erreichung seiner Ziele erfüllt der 

Landespräventionsrat folgende Aufgaben:
1. Schaffung, Ausbau und Verstetigung einer 

Netzwerkstruktur staatlicher und nichtstaatlicher 
Akteure innerhalb Schleswig-Holsteins sowie ein Mit
und Hineinwirken auf Bundesebene

 
- 

2. Förderung der Erforschung von Kriminalitätsursachen 
und Unterstützung bei der  kriminologischen 
Fortbildung staatlicher und nichtstaatlicher Akteure 
unter Einbindung  benachbarter Ressorts sowie 
nachgeordneter Behörden und Institutionen

3. Beitrag zur Kriminalitätsverhütung durch Entwicklung, 
Unterstützung und Durchführung von 
Präventivmaßnahmen, insbesondere durch 
a. Erarbeitung und Verbreitung von evidenzba

sierten Präventionskonzepten, die  geeignet sind, 
Menschen vor Kriminalität zu schützen unter 
Beachtung der  Perspektive von Opfern und Täte
rinnen sowie Tätern bei gleichzeitiger Betrachtung 
des Umfeldes, auch im Hinblick auf kriminalgeo
graphische Aspekte

-

-
 

-

b. Aufklärung der Bevölkerung über Ursachen und 
Zusammenhänge von Kriminalitätsphänomenen 

c. Stärkung der gesellschaftlichen Eigenverantwor
tung und des bürgerlichen  Engagements, auch 
im Bereich der Demokratieförderung und Extre
mismusprävention

-

-

7
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d. Durchführung einer offensiven Öffentlichkeitsarbeit 
inkl. Erstellung und Verbreitung  von Publikationen

e. Förderung von Präventionsprojekten nach 
der jeweils geltenden Richtlinie des 
Landespräventionsrates

4. Unterstützung, Beratung und Begleitung von 
Kommunalpräventiven Räten in den  Kommunen, 
welche ihrerseits orts- und themenbezogene 
Konzepte entwickeln.

(5) An den Landespräventionsrat ist das 
Landesdemokratiezentrum (LDZ) angebunden. 
Das LDZ bündelt, verantwortet und koordiniert die 
Ressourcen der Bundes- und Landesprogramme in 
den Bereichen der Extremismusprävention und –
intervention sowie der Demokratieförderung.

§ 3 Organe
(1) Organe des Landespräventionsrates sind

1. die Kommission
2. die Geschäftsführung
3. die Geschäftsstelle
4. die Arbeitsgruppen.

§ 4 Kommission
1. Die Kommission besteht aus einer vorsitzenden 

Person sowie drei Stellvertretungen.
2. Den Vorsitz der Kommission hat die Innenministerin 

oder der Innenminister inne. Die Stellvertretungen 
setzen sich aus der Bildungsministerin oder dem 
Bildungsminister, der Justizministerin oder dem 
Justizminister sowie der Sozialministerin oder dem 
Sozialminister zusammen.

Die Kommission tagt mindestens einmal jährlich zwecks 
Abstimmung gemeinsamer Themenbearbeitung und 
etwaiger Beschlussfassungen sowie Kenntnisnahme des 
Tätigkeitsberichtes des Landespräventionsrates.

§ 5 Geschäftsführung
(1) Die Geschäftsführung vertritt den LPR nach außen und 

verantwortet die Erreichung der Ziele sowie die 
fachlich-inhaltliche Ausgestaltung der Aufgaben. Sie 
leitet die Sitzungen der Arbeitsgruppen, verantwortet 
den Haushalt und dokumentiert die Arbeit des 
Landespräventionsrates nach innen und außen.

(2) Die Geschäftsführung wird durch die Leitung des für 
Prävention zuständigen Referates im Innenministerium 
wahrgenommen.

§ 6 Geschäftsstelle
Die Geschäftsstelle unterstützt die Geschäftsführung bei 
deren Aufgabenwahrnehmung. Sie koordiniert unter 
anderem die Sitzungen der Arbeitsgruppen und beruft sie 
– orientiert an den jeweiligen Themenschwerpunkten – 
regelmäßig ein. Der Geschäftsstelle obliegt die Kommuni
kation und Information auf Arbeitsebene mit den beteilig
ten Akteurinnen und Akteuren sowie die Dokumentation 
der Sitzungsverläufe. Zudem verfolgt sie das Ziel einer the
menbezogenen Vernetzung von staatlichen und nicht 
staatlichen Akteurinnen und Akteuren.

-
-

-

§ 7 Arbeitsgruppen
(1) Die Arbeitsgruppen bearbeiten die in § 2 benannten 

Themenfelder. Sie bilden aus gesellschaftlichen 
Entwicklungen Themenschwerpunkte, welche 
innerhalb der jeweiligen Arbeitsgruppe bearbeitet 
werden. Die Bezeichnung der Arbeitsgruppen erfolgt 
grundsätzlich numerisch und orientiert sich an den in 
den §§ 1 und 2 benannten Zielen und Aufgaben.

(2) Die Mitglieder der Arbeitsgruppen setzen sich aus 
staatlichen und nichtstaatlichen Institutionen 
zusammen. Sie erarbeiten unter Einbeziehung 
wissenschaftlicher Expertise eigenständig innerhalb 
ihres Aufgabenbereiches Analysen, Stellungnahmen 
und Empfehlungen. Die Koordinierung übernimmt die 
Geschäftsstelle des Landespräventionsrates.

(3) Die Ergebnisse der Arbeitsgruppen sollen der 
Landesregierung und der Öffentlichkeit in geeigneter 
Form zugänglich gemacht werden. Die Umsetzung 
erfolgt in Abstimmung mit dem Landespräventionsrat.

§ 8 Sitzungen, Dokumentation
Die Sitzungen der Kommission und der Arbeitsgruppen 
sind nicht öffentlich. Über das Ergebnis der Sitzungen ist 
eine Niederschrift zu fertigen. Die Koordination obliegt 
der Geschäftsstelle des Landespräventionsrates.

§ 9 Ehrenamtliche Tätigkeit
Die Tätigkeit in den Gremien des Landespräventionsrates 
ist, mit Ausnahme jener Mitglieder, die von Amts wegen 
oder in Ausübung ihrer hauptamtlichen Tätigkeit mitarbei
ten, grundsätzlich ehrenamtlich.

-

Mitglieder können im Rahmen der zur Verfügung stehen
den Haushaltsmittel für ihre Aufwendungen im Zusam
menhang mit ihrer Tätigkeit in einem der Gremien des 
Landespräventionsrates eine Erstattung der Reisekosten 
gemäß Landesreisekostengesetz Schleswig-Holstein bean
tragen.

-
-

-



§ 10 Haushaltsmittel
Der Landespräventionsrat handelt im Rahmen der 
geltenden Vorgaben der Landeshaushaltsordnung und 
der Förderrichtlinie des Landespräventionsrates in der 
jeweils gültigen Fassung. 
Die Anmeldung und Verwendung von Haushaltsmitteln 
des Landespräventionsrates erfolgt über die Geschäfts
führung in Abstimmung mit dem zuständigen Haushalts
referat. 

-
-

Der Haushaltsvollzug ist im Rahmen des Tätigkeitsbe
richts für den Landespräventionsrat zu dokumentieren.

-

§ 11 Tätigkeitsbericht
(1) Zum Ende eines Geschäftsjahres erstellt die Geschäfts

führung einen Bericht über die Tätigkeit des Landes
präventionsrates und die verwendeten Haushaltsmittel. 
Der Tätigkeitsbericht ist grundsätzlich bis zum 30. Sep
tember des Folgejahres zu erstellen und anschließend 
in einer Sitzung der Kommission vorzulegen.

-
-

-

(2) Das Geschäftsjahr ist ein Kalenderjahr.

§ 12 Inkrafttreten
Die Geschäftsordnung tritt zum 25.09.2023 in Kraft.

II. Organigramm des 
Landespräventionsrates 
Schleswig-Holstein
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Referat IV 43: Landespräventionsrat

Kriminalprävention
Extremismusprävention

 und Demokratieförderung 
durch das Landesdemokratiezentrum

Geschäftsstelle

Haushaltsvollzug

Koordinierungs- und Fachstelle 
für kommunale Präventionsgremien

Anlaufstelle 
zum Schutz haupt- und ehrenamtlicher 

Kommunalpolitikerinnen und Kommunalpolitiker 
sowie von Mitarbeitenden in öffentlichen Verwaltungen

Landeskoordinierungsstelle 
gegen religiös motivierten Extremismus

Kontakt- und Fachstelle zur Prävention 
von rechtsextremistischen Erscheinungen und 

Gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 

Kontakt- und Fachstelle 
für Partnerschaften für Demokratie

Kontakt- und Fachstelle 
für Partnerschaften für Demokratie

Kontakt- und Fachstelle 
für religiöse Vereine, Verbände und Initiativen

Landeskoordinierungsstelle Antirassismus

Kontakt- und Fachstelle  
für Antisemitismusprävention und Phänomene

Kontakt- und Fachstelle 
für Antiziganismusprävention 

und gegen Hass und Hetze
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III. Übersicht zu 
Einzelprojektförderungen 
gemäß den 
Fördergrundsätzen des LPR

Im Jahr 2025 wurden auf Basis der Fördergrundsätze des 
LPR folgende Zuwendungen kommunaler Präventionsgre
mien und zivilgesellschaftlicher Träger jeweils mit Landes
mitteln gewährt:

-
-

Maßnahme Institution finanzielles Volumen

Childhood-Haus pro familia Schleswig-Holstein 50.000,00 EUR

Kindersicherheitstraining „Stark wie wir“ Schulverein der Goethe-Schule Quickborn e.V. 3.825,00 EUR

Bundeskonferenz der Interventionsstellen nach 
Polizeieinsatz bei Häuslicher Gewalt in Schleswig-
Holstein v. 25.-27.03.2025

Landesverband Frauenberatung Schleswig-Hols
tein e.V.

- 2.619,01 EUR

WACHSTUM² ADS-Grenzfriedensbund e. V. 567,00 EUR

Modulares Jugendbildungsangebot 
„GESTÄRKT!“

Verein "Miteinander Leben" e. V. 11.200,00 EUR

Anti-Mobbing-Tag Schleswig-Holstein 2025 AKJS - Aktion Kinder- und Jugendschutz e. V. 3.350,00 EUR

Interaktive Figurentheaterprojekt zur Prävention 
sexualisierter Gewalt „ Pfoten weg!“ in Ascheberg 
am 19.06.2025

Internationaler Verein zur Förderung des päd
agogischen Präventionstheaters „Pfoten Weg!“ 
e.V.

- 1.000,00 EUR

Interaktive Figurentheaterprojekt zur Prävention 
sexualisierter Gewalt „ Pfoten weg!“ in Barmstedt 
vom 12.06. bis 13.06.2025

Internationaler Verein zur Förderung des päd
agogischen Präventionstheaters „Pfoten Weg!“ 
e.V.

- 1.000,00 EUR

Interaktive Figurentheaterprojekt zur Prävention 
sexualisierter Gewalt „ Pfoten weg!“ in Husum am 
21.05.2025

Internationaler Verein zur Förderung des päd
agogischen Präventionstheaters „Pfoten Weg!“ 
e.V.

- 1.000,00 EUR

Kindersicherheitstraining „Stark wie wir“ Johanniter-Unfall-Hilfe e.V., Kinderhaus Quickel
bü

- 1.795,00 EUR

Schulung zum Projekt Faustlos für Mitarbeiter aus 
Tarper Kitas

BildungsCampus Tarp e.V. 808,00 EUR

Präventions- und Empowermentkampagne „STOP 
THE HATE“

velspol Schleswig-Holstein e.V. 5.000,00 EUR

Kindersicherheitstraining „Stark wie wir“ Lebenshilfe Kaltenkirchen gGmbH : Kita Kleine 
Wunder

1.176,00 EUR

Design und Druck Informationsbroschüre „Starke 
Kinder sind aufgeklärt“

PETZE-Institut für Gewaltprävention 1.500,00 EUR

Flyer K.O. Tropfen PETZE-Institut für Gewaltprävention 1.250,00 EUR

Kindersicherheitstraining „Stark wie wir“ Gemeinde Henstedt-Ulzburg; Grund- und Ge
meinschaftsschule Olzeborchschule

- 3.250,00 EUR

Kindersicherheitstraining „Stark wie wir“ Gemeinde Ellerau Pfiffikus Bildungshaus 3.600,00 EUR

Theaterprojekt Schutz25 "Schutz beginnt mit uns" Kreis Herzogtum Lauenburg 2.500,00 EUR

Figurentheaterstück „Pfoten weg“ Gemeinde Ahrensbök 3.000,00 EUR

Holzbauprojekt Gemeinde Kronshagen 2.125,00 EUR
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Maßnahme Institution Finanzielles Volumen

Selbstverteidigung und Selbstbehauptung für 
Frauen

Stadt Neustadt i. H. 2.300,00 EUR

Teamschulung und Aufbau eines 
sexualpädagogischen Konzeptes

Stadt Rendsburg, Kindertagesstätte Butterberg 1.000,00 EUR

 Summe: 103.865,01 EUR

IV. Übersicht zu Einzelprojekten 
und Maßnahmen zur 
Förderung von Demokratie 
und gegen 
Rechtsextremismus

Maßnahmen im Bereich der Demokratieförderung:

Maßnahme Institution Ressourcen Finanzielles Volumen

Bildungs- und Informationsstelle für 
Medienkompetenz (sound democracy)

Dt. Grenzverein / Scheersberg e. V. Bundesmittel 100.000,00 EUR

Bildungs- und Informationsstelle für 
Demokratiekompetenz (BID)

KAST e. V. Bundes- und 
Landesmittel

59.000,00 EUR
41.000,00 EUR

Vielfalt erleben, Gesellschaft gestalten Deutscher Grenzverein e. V. Bundesmittel 14.000,00 EUR

  Summe: 214.000,00 EUR

Maßnahmen im Bereich der 
Rechtsextremismusprävention:

Maßnahme Institution Ressourcen Finanzielles Volumen

Betroffenenberatung ZEBRA – Zentrum für Betroffene rech
ter Angriffe e.V. 

- Bundes- und 
Landesmittel 

460.000,00 EUR
330.000,00 EUR

Ausstiegs- und 
Distanzierungsberatung 

KAST e.V. Bundes- und 
Landesmittel 

90.000,00 EUR
170.000,00 EUR

Regionale Beratung gegen 
Rechtsextremismus am Standort Kiel 

Aktion Kinder- und Jugendschutz SH. 
e.V.

Bundes- und 
Landesmittel 

215.000,00 EUR
25.000,00 EUR

Regionale Beratung gegen 
Rechtsextremismus an den Standorten 
Flensburg, Itzehoe, Kiel und Lübeck

AWO Landesverband SH e. V. Bundes- und 
Landesmittel

170.000,00 EUR
575.884,59 EUR

Ausstiegsberatung im Nordverbund CJD Hamburg Bundesmittel 13.200,00 EUR

  Summe: 2.049.084,59 EUR
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Einzelprojekte im Bereich der Demokratieförderung und 
der Rechtsextremismusprävention

:

-
-

-

Maßnahme Institution Ressourcen Finanzielles Volumen

„Laut gegen Nazis 2025“ Festival auf 
der Jungen Bühne zur Kieler Woche

Anstatt – Verein zur Förderung von Ju
gend- und Mädchenkultur

- Landesmittel
5.600,00 EUR

Tournee mit Diskussion des Filmes 
„Stumpfe Sense – scharfer Stahl“

Quinka Friederike Stoehr Landesmittel
8.059,88 EUR

Tournee des Theaterstücks „Herbert“ 
zur Verfolgung homosexueller 
Männer im NS

Theaterschule Flensburg gGmbH Landesmittel 7.000,00 EUR

Gedenkstättenfahrt mit Jugendlichen 
nach Auschwitz-Birkenau

Stadt Reinfeld Bundesmittel 2.000,00 EUR

  Summe: 22.659,88 EUR

Partnerschaften für Demokratie

Hinweis: Hier handelt es sich um die Kofinanzierung loka
ler Partnerschaften für Demokratie aus dem Bundespro
gramm „Demokratie leben!“ über Landesmittel, die für die 
Förderung von kommunalen Stellen zur Prävention vorge
sehen sind.

Maßnahme Institution Ressourcen Finanzielles Volumen

Partnerschaft für Demokratie 
Neustadt in Holstein

Stadt Neustadt in Holstein Landesmittel 14.000,00 EUR

Partnerschaft für Demokratie 
Neumünster

Stadt Neumünster Landesmittel 15.555,56 EUR

Partnerschaft für Demokratie Lübeck Hansestadt Lübeck Landesmittel 11.000,00 EUR

Partnerschaft für Demokratie 
Dithmarschen

Kreis Dithmarschen Landesmittel 15.555,56 EUR

Partnerschaft für Demokratie 
Pinneberg

Stadt Pinneberg Landesmittel 15.556,00 EUR

Partnerschaft für Demokratie 
Schleswig-Flensburg

Kreis Schleswig-Flensburg Landesmittel 15.555,56 EUR

Partnerschaft für Demokratie 
Schenefeld

Stadt Schenefeld Landesmittel 15.556,00 EUR

  Summe: 102.778,68 EUR
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Bundesprogramm „Zusammenhalt durch Teilhabe“:

Hinweis: Hier handelt es sich um die Kofinanzierung von 
Projekten aus dem Bundesprogramm „Zusammenhalt 
durch Teilhabe“ über Landesmittel.

Maßnahme Institution Ressourcen Finanzielles Volumen

„Beratung bieten, Zukunft gestalten!“ Landessportverband 
Schleswig-Holstein e. V. 

Landesmittel 15.000,00 EUR

  Summe: 15.000,00 EUR

V. Übersicht zu 
Einzelprojektförderungen 
und Maßnahmen gegen 
religiös begründeten 
Extremismus

Im Jahr 2025 wurde im Rahmen des Bundesprogramms 
„Demokratie leben!“ und des Landesprogramms folgende 
Zuwendungen im Bereich des religiös begründeten Extre
mismus gewährt.

Maßnahme Institution Ressourcen finanzielles Volumen

PROvention – Ausstiegs- und 
Distanzierungsberatung religiös 
begründeter Extremismus

Türkische Gemeinde in Schleswig-
Holstein e. V.

Landesmittel 482.033,81 EUR

PROvention – Mobile Beratung religiös 
begründeter Extremismus

Türkische Gemeinde in Schleswig-
Holstein e. V.

Landesmittel 485.000,00 EUR

PROvention - Opfer- und 
Betroffenenberatung religiös 
begründeter Extremismus

Türkische Gemeinde in Schleswig-
Holstein e. V.

Bundesmittel 169.247,27 EUR

Vielklang Türkische Gemeinde in Schleswig-
Holstein e. V.

Landesmittel 25.758,05 EUR

  Summe: 1.162.039,13 EUR

-
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VI. Übersicht zu 
Einzelprojektförderungen 
und Maßnahmen gegen 
weitere demokratiefeindliche 
Phänomene

Im Jahr 2025 wurden im Rahmen des Bundesprogramms 
"Demokratie leben!" und der Landesprogramme folgende 
Zuwendungen im Bereich weiterer demokratie- und 
rechtsstaatsfeindlicher Phänomene gewährt:

Beratungs-, Fach- und Informationsstellen:

: 

-

-
-

Maßnahme Institution Ressourcen finanzielles Volumen

Beratungs- und Präventionsangebote 
im Kontext von 
Verschwörungsideologien, 
Desinforamtionen und 
Reichsbürgertum (VIDERE)

KAST e. V. Bundes- und 
Landesmittel 

110.000,00 EUR
20.000,00 EUR

Landesweite Informations- und 
Dokumentationsstelle Antisemitismus 
(LIDA-SH)

ZEBRA e. V. Landesmittel 214.000,00 EUR

Landesmeldestelle Antiziganismus 
(MIA)

Türkische Gemeinde in Schleswig-
Holstein e. V. und Verband  
Deutscher Sinti und Roma Landesver
band Schleswig-Holstein e. V. 

-

Bundes- und 
Landesmittel 

42.000,00 EUR
70.000,00 EUR

Bildungs- und Informationsstelle 
Auslandsbezogener Extremismus 
„Diyalog“

Türkische Gemeinde in Schleswig-
Holstein e. V.

Landesmittel 130.000,00 EUR

  Summe: 586.000,00 EUR

Förderungen im Rahmen des LAP gegen Rassismus

Maßnahme Institution Ressourcen Finanzielles Volumen

„Von Mölln bis Hanau – deutsche 
Erinnerungskultur im Umgang mit 
antimuslimischem Rassismus“

SCHURA Schleswig-Holstein e. V. Landesmittel 29.000,00 EUR

“Demokratieförderung und 
Rassismusprävention - Dialogorientiert 
und Kreativ“

Stadt Flensburg Landesmittel 5.468,00 EUR

  Summe: 34.468,00 EUR

Jährlich abrufbar unter: www.ldz-sh.de/iwgr.

Vgl. https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/drucks/
01300/drucksache-20-01319.pdf
(letzter Aufruf: 11.05.2026).
Vgl. https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregie
rung/themen/demokratie-gesellschaft/gegen-rassismus/_
documents/fh_neueMassnahmen
(letzter Aufruf: 11.05.2026).

Vgl. https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/ministerium/be
hoerden-beauftragte-beiraete-gremien/un-dekade/der-bei
rat-der-koordinierungsstelle-223218
(letzter Aufruf: 11.05.2026).

http://www.ldz-sh.de/iwgr
https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/drucks/01300/drucksache-20-01319.pdf
https://www.landtag.ltsh.de/infothek/wahl20/drucks/01300/drucksache-20-01319.pdf
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/themen/demokratie-gesellschaft/gegen-rassismus/_documents/fh_neueMassnahmen
https://www.schleswig-holstein.de/DE/landesregierung/themen/demokratie-gesellschaft/gegen-rassismus/_documents/fh_neueMassnahmen
https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/ministerium/behoerden-beauftragte-beiraete-gremien/un-dekade/der-beirat-der-koordinierungsstelle-223218
https://www.bmbfsfj.bund.de/bmbfsfj/ministerium/behoerden-beauftragte-beiraete-gremien/un-dekade/der-beirat-der-koordinierungsstelle-223218
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